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A. Bekanntmachungen des Landkreises 
 
I.)  3. Satzung zur Änderung der Abfallent-

sorgungssatzung 
 

3. Änderungssatzung 
zur Satzung des Landkreises Oder-Spree über 

die Abfallentsorgung 
- Abfallentsorgungssatzung - 

vom 02.12.2015 
 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree hat am 
02.12.2015 aufgrund §§ 2 Abs. 1, 8 des Branden-
burgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes die 
folgende 3. Änderungssatzung Abfallentsorgungs-
satzung beschlossen. 
 
Artikel 1 
 
Die Abfallentsorgungssatzung des Landkreises  
Oder-Spree, in der Fassung der 2. Änderungssatzung 
vom 03.12.2014 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-
Spree Nr. 18 vom 12.12.2014, wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. In § 3 Abs. 2 werden nach dem Wort „Land-

kreis“ die Wörter „Oder-Spree“ eingefügt. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 2 Satz 1 wird nach dem Wort „an-
zuschließen“ der Klammerzusatz „(An-
schlusspflichtiger)“ eingefügt. 

b. Der letzte Halbsatz in Abs. 2 Satz 5 erhält 
folgende Fassung: „..., so tritt an deren Stel-
le der Verfügungs- oder Nutzungsberech-
tigte“. 

c. Im Abs. 7 Satz 2 werden die Wörter „ganz-
jährig genutzte“ gestrichen. 

d. Satz 2 im Abs. 8 wird gestrichen. 

e. Abs. 10 Satz 3 wird wie folgt gefasst: „Als 
wirtschaftlich selbstständig gelten im Sinne 
dieser Satzung auch Außenstellen und Fi-
lialen“. 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Abfallsäcke“ eingefügt „gemäß § 11 Abs. 
1 Satz 2“. 

b. Die Sätze 3, 6 und 7 im § 6 Abs. 2 werden 
ersatzlos gestrichen. Satz 4 wird Satz 3 und 
Satz 5 wird der neue Satz 4. 

c. In Abs. 3 werden nach dem Wort „Abfall-
säcke“ eingefügt „gemäß § 11 Abs. 1 Satz 
2“. 

d. Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

Können auf einem Gewerbegrundstück Ab-

fälle zur Beseitigung anfallen, ist nach § 7 
Satz 4 der Gewerbeabfallverordnung je 
wirtschaftlich selbstständiger Gewerbeein-
heit gemäß § 11 Abs. 1 ein dem Abfallauf-
kommen entsprechendes Abfallbehältervo-
lumen zur Nutzung vorzuhalten, sofern 
nicht nach § 5 Abs. 5 der Bildung einer Ab-
fallgemeinschaft zugestimmt wurde. 

e. Abs. 6 wird gestrichen. 

4. Der § 7 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 2 werden nach „KWU-Entsorgung“ 
die Wörter „vom Anschlusspflichtigen“ 
eingefügt. 

b. Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Hierzu ist auch der neue Anschlusspflich-
tige verpflichtet“. 

c. In Abs. 4 werden die Wörter „zwei Wo-
chen“ ersetzt durch „14 Kalendertage“. 

5. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a.  In Satz 2 heißt es nach dem Wort „bezie-
hungsweise 7“ nunmehr „ Satz 2“. 

b. Satz 3 lautet nunmehr: 

Für Kleinmengen überlassungspflichtiger 
Abfälle zur Beseitigung aus anderen Her-
kunftsbereichen gilt Satz 2 analog. 

6. § 11 Abs. 2 Satz 3 entfällt. 

7. § 12 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 1 Satz 7 werden nach dem Wort 
„Abfallsäcke“ eingefügt „gemäß § 11 Abs. 
1 Satz 2“. 

b. Satz 3 des Abs. 6 wird gestrichen. 

c. Abs. 7 Satz 2 erhält folgende Fassung. 

aa. Fällt der planmäßige Abholtag auf 
einen gesetzlichen Feiertag, können 
die Abfälle auch an vorhergehenden 
oder nachfolgenden Tagen einge-
sammelt werden. 

bb. Satz 3 wird gestrichen. 

d. Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aa.  In Satz 1 wird das Wort „ange-
schlossenen“ gestrichen. 

bb. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: 
Jede Kleingartenanlage im Sinne des 
Bundeskleingartengesetzes kann 
einmal im Jahr für die gesamte An-
lage die Entsorgung anmelden. 

cc. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

dd. Der bisherige Satz 4 wird gestrichen. 
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8. § 15 wird wie folgt geändert: 

a. Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa. Abs. 2 erhält folgenden Satz 2: 

Im Einzelfall kann außerhalb des 
Grundstückes die Entfernung von der 
Fahrbahnkante für einen 120-l-/240-l-
Abfallbehälter maximal 3 m und für 
einen 1.100-l-Abfallbehälter maximal 
10 m betragen. 

bb. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

cc. Der bisherige Satz 3 wird Satz 4 und 
wie folgt geändert: 

Das Wort „Aufstellplätze“ wird er-
setzt durch das Wort „Stellplätze“. 

dd. Die bisherigen Sätze 4 und 5 entfal-
len. 

ee. Der bisherige Satz 6 wird Satz 5 und 
wie folgt geändert: 

Das Wort „Abholplatz“ wird ersetzt 
durch das Wort „Stellplatz“. 

b. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa. Der Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Abfallbehälter, die innerhalb eines 
Grundstückes oder in Einzelfällen 
gemäß Absatz 2 Satz 2 bereitgestellt 
sind, werden nur gegen Entrichtung 
einer zusätzlichen Holgebühr ent-
leert. 

bb. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3, 
und das Wort „Standplatzes“ ersetzt 
durch das Wort „Stellplatzes“. 

cc. Satz 3 entfällt. 

dd. Der bisherige Satz 4 wird Satz 2 

ee. Die bisherigen Sätze 5 und 7 werden 
Satz 4. Dieser neue Satz erhält eine 
neue Fassung: 

Die maximale Entfernung (Trans-
portweg), über die ein Abfallbehälter 
vom Entsorgungsunternehmen 
transportiert wird, liegt bei einem 
Fassungsvermögen 
- bis 240 Liter bei 50 Meter und 
- von 1.100 Liter bei 30 Meter. 

ff. die bisherigen Sätze 6 und 8 entfal-
len. 

c. Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa. Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Bei Beantragung einer Holgebühr 
nach Abs. 3 sind die Anschluss-
pflichtigen verpflichtet, Stellplätze 
und Transportwege auf ihrem 

Grundstück nach den Unfallverhü-
tungs- und baurechtlichen Vorschrif-
ten anzulegen und so zu gestalten, 
dass eine Gefährdung ausgeschlos-
sen und ein schadloser Transport der 
Abfallbehälter gewährleistet ist. 

bb. In Satz 2 wird der Satzteil „Die Zu-
wegung zum Grundstück soll“ er-
setzt durch „Bei der Möglichkeit der 
Befahrung soll die Zuwegung zum 
Grundstück“. 

cc. Das Wort „Standplätze“ in Satz 4 
wird ersetzt durch das Wort „Stell-
plätze“. 

dd. Satz 5 erhält folgende Fassung: 

Der Transportweg vom Stellplatz 
zum Fahrzeug soll eben, befestigt 
und muss frei von Treppen und Stu-
fen sein. 

9. § 17 wird wie folgt geändert: 

a. Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

Grünabfälle, die zur Unterbringung im Ab-
fallbehälter nicht geeignet sind, können lo-
se, kostenpflichtig an den Abfallkleinmen-
genannahmen des KWU-Entsorgung oder 
an den entsprechend § 31 Abs. 2 bekannt-
gegebenen Kompostierungsanlagen abge-
geben werden. 

b. In Abs. 5 Satz 2 wird das Wort „öffentlich“ 
ersetzt durch „entsprechend § 31 Abs. 2“. 

10. § 18 wird wie folgt geändert: 

a. Die Worte „oder Autoradios“ in Abs. 1 
werden gestrichen. 

b. In Abs. 2 Satz 3 werden nach den Worten 
„durch den Abfallerzeuger oder -besitzer“ 
die Worte „entsprechend dem ElektroG in 
der jeweils gültigen Fassung“ eingefügt. 

c. Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa. Satz 2 erhält folgende Fassung: 

Daneben können diese Elektro- und 
Elektronikaltgeräte aus Haushalten 
und anderen Herkunftsbereichen 
entsprechend dem ElektroG in der 
jeweils gültigen Fassung auf allen 
Abfallkleinannahmen des KWU-
Entsorgung sowie an den entspre-
chend § 31 Abs. 2 bekanntgegebe-
nen Sammelstationen überlassen 
werden. 

bb. Abs. 3 wird um folgende Sätze 3-5 
erweitert: 

Batterien aus den vorgenannten 
Elektro- und Elektronikaltgeräten, 
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welche dem BattG unterliegen, soll-
ten vorrangig beim Vertreiber zu-
rückgegeben werden. Batterien kön-
nen dennoch auf allen Abfallklein-
mengenannahmen kostenfrei abge-
geben werden. Es gelten die Rege-
lungen des BattG in der jeweils gül-
tigen Fassung. 

cc. Der bisherige Satz 3 wird Satz 6. 
Die Worte „diesem Absatz“ werden 
ersetzt durch „Satz 1“. 

11. § 22 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Gemischte Bau- und Abbruchabfälle der AVV 
170904 bis zu einer Menge von 2.000 kg aus 
anderen Herkunftsbereichen, werden in den 
Abfallumladestationen Eisenhüttenstadt und 
„Alte Ziegelei“ angenommen. Gesamtmengen 
über 2.000 kg sind bei der Restabfall-
behandlungsanlage des Zweckverbandes Ab-
fallbehandlung Nuthe-Spree (ZAB) anzulie-
fern. 

12. In § 23 Abs. 1 wird der Satzteil „montags bis 
freitags in der Zeit von 09:00 – 15:00 Uhr“ er-
setzt durch „zu den entsprechend § 31 Abs. 2 
bekanntgegebenen Öffnungszeiten“. 

13. In § 27 wird nach dem Wort „Textilien“ das 
Wort aus „Haushalten“ eingefügt. 

14. § 28 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 9 wird die Zahl „6“ durch die Zahl 
„5“ ersetzt. 

b. Abs. 10 Satz 2 lautet nunmehr: Diese wer-
den entsprechend § 31 Abs. 2 bekanntgege-
ben. 

15. § 29 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Grün-
abfallsack- und Bündelsammlung“ ersetzt 
durch das Wort „Grünabfallsammlung“. 

b. Abs. 2 Satz 7 wird gestrichen. 

c. Die Sätze 8 und 9 des Abs. 2 werden zu den 
Sätzen 7 und 8. 

Das Wort „Bereitstellungsplatz“ in diesen 
Sätzen wird jeweils ersetzt durch das Wort 
„Stellplatz“. 

d. Die Sätze 10 und 11 rücken als Sätze 9 und 
10 auf. 

Im neuen Satz 10 wird das Wort „ortsüb-
lich“ durch „entsprechend § 31 Abs. 2“ er-
setzt. 

16. § 31 erhält folgende Fassung: 
 

(1) Amtliche Bekanntmachungen des KWU-
Entsorgung erfolgen im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder-Spree. 

(2) Sonstige Bekanntmachungen des KWU-
Entsorgung werden auf der Internetseite, 
dem jährlichen Abfall-KOMPASS, dem 
Entsorgungskalender oder im LOSreport 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Die Anlage II zur Abfallentsorgungssatzung erhält 
folgende Nr. 4: 
 
4. Abfälle, die in Pressmüllcontainern nach § 6 Abs. 1 
bereitgestellt werden. 

Artikel 3 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2016 in 
Kraft. 
 
Beeskow, den 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung der Satzung 
des Landkreises Oder-Spree über die Abfallentsor-
gung – Abfallentsorgungssatzung - wird im Amts-
blatt für den Landkreis Oder-Spree öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
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Landesamt für Umwelt, 
Gesundheit und 
Verbraucherschutz 
Abteilung Technischer Umweltschutz 
 
Zustimmung zum Ausschluss von Abfällen 
3. Änderungssatzung der Abfallentsorgungssat-
zung für den Lk Oder-Spree vom 2.12.15 
Beschluss des Kreistages vom 2.12.2014, 
Nr. 053/8/2015 
Ihr Antrag vom 3.12.15 
 

Bescheid: 

Dem Ausschluss der in § 4 Absatz 1 i.V.m. der An-
lage I, Ziffern 1, 3, 5 und 7 der Abfallentsorgungs-
satzung bestimmten Abfälle von der Entsorgung 
bzw. dem Ausschluss der in § 4 Absatz 2 i.V.m. An-
lage II der Abfallentsorgungssatzung bestimmten 
Abfällen von einzelnen Phasen der Entsorgung - hier 
vom Einsammeln und Befördern – wird zugestimmt. 
 
 
 
II.)  3. Satzung zur Änderung der Abfallgebüh-

rensatzung 
 

3. Änderungssatzung 
zur Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Erhebung von Gebühren für die 

Abfallentsorgung 
- Abfallgebührensatzung - 

vom 02.12.2015 
 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree hat am 
02.12.2015 aufgrund der §§ 2 Absatz 1, 9 des Bran-
denburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes und 
§§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Brandenburg in der jeweils gültigen Fas-
sung sowie der Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Abfallentsorgung - Abfallentsorgungssat-
zung - die folgende 3. Änderungssatzung zur Ab-
fallgebührensatzung beschlossen. 
 
Artikel 1 
 
Die Abfallgebührensatzung des Landkreises Oder-
Spree, in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 
03.12.2014 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree 
Nr. 18 vom 12.12.2014), wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 2 wird wie folgt geändert: 

a. In § 2 wird Abs. 3 gestrichen. 

b. Der bisherige Abs. 4 wir zu Abs.3 und das 
Wort „Zusatzentsorgung“ wird durch die 
Wörter „einer Einmalentsorgung“ ersetzt. 

c. Der bisherige Abs. 5 wir zu Abs. 4 und da-
rin werden die Wörter „gemäß § 28 Absatz 
1 der Abfallentsorgungssatzung“ einge-
fügt. 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „eines 
jeden Kalenderjahres“ eingefügt. 

b. Im Satz 5 werden die Wörter „ganzjähriger 
Nutzung eines Ferienhauses“ ersetzt durch 
„einem Ferienhaus“. 

c. In Abs. 4 Satz 1 werden die Wörter „ge-
mäß § 5 Absatz 10 Abfallentsorgungs-
satzung“ eingefügt. 

d. In Abs. 6 wird nach Satz 2 der Satz „Die 
Beendigung ist dem KWU-Entsorgung 
mindestens 14 Kalendertage vorher be-
kannt zu geben“ eingefügt.  

e. Im nachfolgenden Satz werden die Wörter 
„In diesem Fall“ durch das Wort „Es“ er-
setzt. 

f. In Abs. 8 werden die Wörter „nach § 3 
Absatz 4“ gestrichen. 

g. In Abs. 9 wird Satz 1 wie folgt neu gefasst: 
„Die Servicegebühr für eine Einmalentsor-
gung deckt die zusätzlichen Aufwands- 
und Entsorgungskosten je Behälter“. 

h. Im Abs. 9 Satz 2 wird das Wort „Sonder-
leerungsgebühren“ durch das Wort „Lee-
rungsgebühren“ ersetzt.  

i. In Absatz 10 werden die Wörter „nach § 
29 Absatz 2 der Abfallentsorgungssat-
zung“ gestrichen. 

3. Der § 5 Gebührensatz erhält folgende neue 
Fassung: 

(1) Die Festgebühr für ein Wohngrundstück, 
das an die öffentliche Abfallentsorgung 
angeschlossen ist, beträgt 

 2,10 Euro/Person und Monat. 

(2) Die Festgebühr für ein Erholungs-
grundstück, das an die öffentliche 
Abfallentsorgung angeschlossen ist, beträgt 

 1,05 Euro/Grundstück und Monat. 

(3) Die Festgebühr für ein Gartengrundstück, 
das an die öffentliche Abfallentsorgung 
angeschlossen ist, beträgt 

 0,63 Euro/Grundstück und Monat. 

(4) Die Festgebühr für ein Gewerbegrundstück, 
das an die öffentliche Abfallentsorgung 
angeschlossen ist, gliedert sich in eine 
Basisgebühr und eine Behältergebühr.  

a) Die Basisgebühr beträgt  

 2,93 Euro/Gewerbeeinheit und Monat. 
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b) Die Behältergebühr beträgt 

• bei Nutzung eines 120-Liter-
Abfallbehälters 
1,00 Euro/Behälter und Monat  

• bei Nutzung eines 240-Liter-
Abfallbehälters 
2,01 Euro/Behälter und Monat 

• bei Nutzung eines 1.100-Liter-
Abfallbehälters 
9,20 Euro/Behälter und Monat 

• bei Nutzung eines Pressmüllcontainers 
8,36 Euro/1.000 Liter 
Containervolumen und Monat. 

Bei genehmigter Nutzung eines Abfallsackes 
oder bei Anschluss an eine Abfallgemeinschaft 
entfällt die Behältergebühr. 

(5) Die Regelleerungsgebühr für einen zur 
Leerung bereitgestellten Abfallbehälter, der mit 
gemischten Siedlungsabfällen gefüllt ist, 
beträgt in Abhängigkeit vom Fassungs-
vermögen 

a) für einen 120-Liter-Abfallbehälter  
3,05 Euro/Leerung bei 4-wöchentlicher 
Leerung 

b) für einen 240-Liter-Abfallbehälter 
6,10 Euro/Leerung bei 4-wöchentlicher 
Leerung 

c) für einen 1.100-Liter-Abfallbehälter  
25,20 Euro/Leerung bei wöchentlicher 
Leerung 

d) für einen 90-Liter-Abfallsack  
3,00 Euro/Stück 

(6) Für 1.100-Liter-Abfallbehälter kann im 
Rahmen der Regelentsorgung der Leerungs-
rhythmus auf schriftlichen Antrag verlängert 
werden. Damit reduziert sich die Leerungs-
gebühr wie folgt: 

e) 24,00 Euro/Leerung bei 2-wöchentlicher 
Leerung  

f) 22,80 Euro/Leerung bei 4-wöchentlicher 
Leerung 

(7) Die Sonderleerungsgebühr für einen 
außerhalb der Regelentsorgung zur Leerung 
bereitgestellten Abfallbehälter, der mit 
gemischten Siedlungsabfällen gefüllt ist, 
beträgt in Abhängigkeit vom 
Fassungsvermögen  

g) für einen 120-Liter-Abfallbehälter  
6,20 Euro/Leerung 

h) für einen 240-Liter-Abfallbehälter 
10,40 Euro/Leerung 

 

i) für einen 1.100-Liter-Abfallbehälter 
40,20 Euro/Leerung 

(8) Die Abfuhrgebühr für die haushaltsnahe 
Entsorgung von Metallen beträgt 

 3,00 Euro/km. 

(9) Die Holgebühr für einen Abfallbehälter 
beträgt in Abhängigkeit vom Fassungs-
vermögen 

a)  für Abfallbehälter bis 240 Liter 
2,48 Euro/Monat bei 4-wöchentlicher 
Leerung 

b) für einen 1.100-Liter-Abfallbehälter 
19,84 Euro/Monat bei wöchentlicher 
Leerung. 

Werden Abholungen für Sonderleerungen 
beantragt, vervielfacht sich die Holgebühr 
entsprechend. 

Bei Verlängerung des Leerungsrhythmus für 
einen 1.100-Liter-Abfallbehälter halbiert sich 
die Holgebühr bzw. wird geviertelt. 

(10) Die Servicegebühr für eine 
Einmalentsorgung beträgt in Abhängigkeit vom 
Fassungsvermögen 

a) für einen 120-Liter-Abfallbehälter 
11,63 Euro 

b) für einen 240-Liter-Abfallbehälter 
13,98 Euro 

c) für einen 1.100-Liter-Abfallbehälter 
37,98 Euro 

(11) Die Leistungsgebühr beträgt  

a) für einen zur Entsorgung bereitgestellten 
zugelassenen 70-Liter-Grünabfallsack  
1,70 €/Stück. 

b) für die Entsorgung eines Bündels mit 
einer zugelassenen Banderole  
2,00 €/Stück. 

4. Der § 6 wird wie folgt geändert: 

a. Im Titel werden die Wörter „der Gebüh-
renpflicht“ ersetzt durch „von Gebühren“. 

b. In Abs. 1 werden die Wörter „ Die Gebüh-
renpflicht für die Festgebühren“ ersetzt 
durch „Die Festgebühr“ und der Absatz 
schließt mit dem Wort „(Erhebungszeit-
raum)“ ab.  

Der Satz 2 wird gestrichen.  

Im letzten Satz des Absatzes werden nach 
dem Wort „Änderungsmeldung“ die Wör-
ter „auf Nachweis“ eingefügt. 

c. Der Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Gebührenpflicht für die Regel- bzw. 
Sonderleerungsgebühr und die Holgebühr 
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entsteht mit der Anmeldung der entspre-
chenden Leistung.“ 

d. Der Absatz 3 wird gestrichen.  

e. Die Absätze 4-6 rücken entsprechend auf. 

f. Der neue Abs. 3 wird wie folgt neu ge-
fasst: 
„Die Servicegebühr entsteht mit der An-
meldung der Einmalentsorgung durch den 
Gebührenpflichtigen.“ 

5. § 7 wird wie folgt geändert: 

a. Im Abs. 2 Buchstabe b) wird der Verweis 
„gemäß § 5“ eingefügt. 

b. Im Abs. 2 Buchstabe e) wird das Wort „Zu-
satzentsorgung“ ersetzt durch „Einmalent-
sorgung“ 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 

Der Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 

Auf Antrag des Gebührenpflichtigen können 
die Anzahl der Mindestleerungen nach § 6 
Absatz 2 der Abfallentsorgungssatzung von 
vier auf zwei pro Kalenderjahr für einen 120-
Liter Abfallbehälter reduziert werden, wenn 
auf einem Grundstück nur eine Person amtlich 
gemeldet ist oder es sich um ein 
gleichgestelltes Grundstück gemäß § 4 Absatz 
1 Satz 5 handelt und keine Abfallgemeinschaft 
im Sinne § 5 Absatz 5 der Abfallent-
sorgungssatzung gebildet wurde. 

 
Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2016 in 
Kraft. 
 
Beeskow, den 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungsatzung der Satzung 
des Landkreises Oder-Spree über die Erhebung von 
Gebühren für die Abfallentsorgung  – Abfallgebüh-
rensatzung - wird im Amtsblatt für den Landkreis 
Oder-Spree öffentlich bekannt gemacht. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
III) 3. Satzung zur Änderung der Benutzungs-

gebührensatzung 
 

3. Änderungssatzung  
zur Satzung des Landkreises Oder-Spree über 
die Erhebung von Gebühren für die Benutzung 

der Abfallentsorgungsanlagen 
- Benutzungsgebührensatzung - 

vom 02.12.2015 
 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree hat am 
02.12.2015 aufgrund der §§ 2 Absatz 1, 9 des Bran-
denburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes und 
§§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Brandenburg in der jeweils gültigen Fas-
sung sowie der Satzung des Landkreises Oder-Spree 
über die Abfallentsorgung – Abfallentsorgungssat-
zung - die folgende 3. Änderungssatzung zur Benut-
zungsgebührensatzung beschlossen. 
 
Artikel 1 
 
Die Benutzungsgebührensatzung des Landkreises 
Oder-Spree, in der Fassung der 2. Änderungssatzung 
vom 03.12.2014 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-
Spree Nr. 18 vom 12.12.2014), wird wie folgt geän-
dert: 
 
1. In § 1 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „der 

Abfallentsorgungssatzung“ eingefügt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a. In Abs. 1 Satz 1 wird „bis 2.000 kg“ einge-
fügt. Der Satz 2 wird gestrichen. 

b. Der Abs. 2 erhält folgende Fassung:  
Bei Unterschreitung der Eichuntergrenze, 
welche entsprechend § 31 Absatz 2 Ab-
fallentsorgungssatzung bekannt gegeben 
wird, sowie bei Ausfall der Waage be-
stimmt sich die Gebühr nach dem Volumen 
und der Art der angelieferten Abfälle. 
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c. Der Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
Bei der Anlieferung von  

a) gefährlichen Abfällen wie Kohlenteer 
und teerhaltigen Produkten, Asbest so-
wie belastetem Altholz zu den zugelas-
senen Abfallkleinmengenannahmen 
wird die Gebühr nach § 3 Absatz 3 be-
stimmt. 

b) Abfallkleinmengen bis zu 1,0 m³ von 
nicht in a) genannten Abfällen auf den 
Abfallkleinmengenannahmen des 
KWU-Entsorgung wird eine Gebühren-
pauschale nach § 3 Absatz 2 erhoben.  

c) Altreifen an zugelassenen Abfallklein-
mengenannahmen bestimmt sich die 
Annahmegebühr nach § 3 Absatz 5.  

d) gefährlichen Abfällen aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushalten 
an der stationären Sammelstation der 
Abfallkleinmengenannahme „Alte Zie-
gelei“ (Anlage B) bestimmt sich die 
Gebühr nach dem Gewicht und der Art 
des Abfalls. 

e) Papier, Pappen und Kartonagen, Metal-
len sowie Bekleidung und Textilien aus 
Haushalten wird auf allen Abfallklein-
mengenannahmen keine Gebühr erho-
ben. 

d. Der Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

Bei der Anlieferung von Sperrmüll aus 
Haushalten erfolgt die Annahme 

a) bis 1 m³ kostenfrei. 

b) von Mehrmengen kostenpflichtig gemäß 
§ 3 Absatz 2a. 

c) kostenfrei, wenn es sich um Kunststoff-
gegenstände nach § 16 Absatz 8 der Ab-
fallentsorgungssatzung handelt. 

e. Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden ge-
strichen. 

3. § 3 wird wie folgt neu gefasst: 
a. In Abs. 1 werden die Sätze 3 und 4 gestri-

chen. 

b. Die Absätze 2 bis 5 erhalten folgende Fas-
sung und neue Gebührensätze  

(2) Die Gebührenpauschale, die bei der 
Anlieferung von Abfallkleinmengen 
auf den vom KWU-Entsorgung be-
triebenen Abfallkleinmengenannah-
men erhoben wird, beträgt bei 

a) Abfällen, die einer Behandlung zuge-
führt werden müssen,  
 
- für Hausmüll 

je 0,25 m³/Anlieferung  8,00 Euro  

- für Sperrmüll aus anderen Her-
kunftsbereichen als Haushalten  
je 0,25 m³/Anlieferung 13,80 Euro 

- für gemischte Bau- und Abbruchab-
fälle 
je 0,25 m³/Anlieferung  6,50 Euro 

b) Abfälle, die ablagerungsfähig sind 
je 0,25 m³/Anlieferung  4,00 Euro 

c) Grünabfälle, die biologisch abbaubar 
sind 
je 0,25 m³/Anlieferung  2,00 Euro. 
 
Größere Mengen Grünabfälle (AVV 
200201) können auf der Abfallklein-
mengenannahme „Alte Ziegelei“ ab-
gegeben werden. Die Gebühr richtet 
sich nach dem Gewicht der Abfälle 
und beträgt  

38,42 Euro/t 

oder entsprechend § 2 Absatz 2 nach 
dem geschätzten Volumen des ange-
lieferten Abfalls. In diesem Fall be-
trägt die Gebühr 

8,00 Euro/m³ 

(3) Die Annahmegebühr, die bei der An-
lieferung von Abfallkleinmengen nach 
§ 2 Absatz 3 a erhoben wird, beträgt 
bei 

a) Kohlenteer und teerhaltigen Produk-
ten, (AVV 17 03 03*) (nur an der Ab-
fallkleinmengenannahme „Alte Zie-
gelei“) 

190,54 Euro/t 
149,00 Euro/m³ 

b) Altholz (AVV 20 01 37*) (nur an der 
Abfallkleinmengenannahme „Alte 
Ziegelei“) 

35,62 Euro/t 
  6,00 Euro/m³ 

c) Asbest (AVV 17 06 05*) unter Beach-
tung § 23 der Abfallentsorgungssat-
zung (nur an den Abfallkleinmengen-
annahmen „Alte Ziegelei“ und Eisen-
hüttenstadt) 

111,61 Euro/t 
140,00 Euro/m³. 

Im Übrigen wird auf § 2 Absatz 2 verwie-
sen. 
Mindestens wird jedoch eine Gebühr von 
3,50 Euro erhoben. 

(4) Für die Entladung von Asbest durch 
das Personal mit der Technik des 
KWU-Entsorgung wird folgende Pau-
schale erhoben: 
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8,00 Euro/Vorgang. 

Umverpackungen für die ordnungsge-
mäße Anlieferung von Asbest werden 
gegen Entrichtung folgender Gebühr 
abgegeben: 

Big Bag  10,00 Euro/Stück 
Platten Bag 12,00 Euro/Stück. 

 
(5) Die Annahmegebühr, bei der Anliefe-

rung von Altreifen (AVV 160103) an 
den Abfallkleinmengenannahmen „Al-
te Ziegelei“, Beeskow und Eisenhüt-
tenstadt beträgt 
 PKW  1,00 Euro/Stück 
 LKW  6,00 Euro/Stück 

c. Der Abs. 6 wird gestrichen. 

 
Artikel 2 

Die Anlage A zur Benutzungsgebührensatzung er-
hält neue Gebührensätze und wird ergänzt durch die 
m³-Gebührensätze. Aus AVV-ASN wird AVV. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abfallumladestationen: Alte Ziegelei = AUST AZ, Eisenhüttenstadt = AUST EHS 
AVV Bezeichnung/ Herkunft AUST 

AZ 
€/t 

AUST 
AZ 
€/m³ 

AUST 
EHS 
€/t 

AUST 
EHS 
€/m³ 

15 01 01 Verpackungen aus Papier und Pappe   101,60 20,00 

15 01 02 Verpackungen aus Kunststoff 109,00 16,00 109,00 16,00 

15 01 06 gemischte Verpackungen 109,00 16,00 109,00 16,00 

15 02 03 Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher 
und Schutzkleidung mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 15 02 02 fallen 

109,00 16,00   

17 02 03 Kunststoff 182,00 10,00   

17 09 04-1 gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 17 09 01, 17 09 
02 und 17 09 03 fallen 

109,00 16,00 109,00 16,00 

17 09 04-2 Styropor verunreinigt, Styrodur 347,00 10,00 347,00 10,00 

19 08 01 Sieb- und Rechenrückstände 82,00 64,00   

20 01 01 Papier und Pappe 101,60 20,00   

20 01 39 Kunststoffe 182,00 10,00   

20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 109,00 16,00 109,00 16,00 

20 03 02 Marktabfälle 109,00 16,00 109,00 16,00 

20 03 07  Sperrmüll  103,00 13,80 103,00 13,80 

 
 
Artikel 3 
 
In der Anlage B zur Benutzungsgebührensatzung 
wird die Abfallart „Arzneimittel mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 20 01 31* fallen“ ersatzlos gestri-
chen. 

 

Artikel 4 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2016 in 
Kraft. 

Beeskow, den 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung der Satzung 
des Landkreises Oder-Spree über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung der Abfallentsorgungs-
anlagen – Benutzungsgebührensatzung - wird im 
Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach  

Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
IV.)  Richtlinie des Landkreises Oder-Spree 

über die Gewährung wirtschaftlicher 
Leistungen nach dem SGB VIII 

 
RICHTLINIE DES LANDKREISES ODER-SPREE 

ÜBER DIE GEWÄHRUNG 
WIRTSCHAFTLICHER LEISTUNGEN NACH 

DEM SGB VIII 
 

Einleitung 

Diese Richtlinie gilt für folgende Leistungsfälle 
� gemeinsame Wohnformen für Mütter/ Vä-

ter und Kinder ( § 19 Achtes Buch – Sozi-
algesetzbuch - SGB VIII), 

� Hilfe zur Erziehung  
o in einer Vollzeitpflegestelle (§ 33 SGB 

VIII), 
o in einem Heim oder sonstigen betreuten 

Wohnform (§ 34 SGB VIII) 
o in intensiver sozialpädagogischer Ein-

zelbetreuung (§ 35 SGB VIII), sofern 
sie außerhalb der eigenen Familie in ei-
ner Einrichtung nach § 45 SGB VIII er-

folgt und die Einrichtung über tägliche 
Kostensätze finanziert wird, 

o in sonstiger stationärer Form (§ 27 SGB 
VIII), 

� Eingliederungshilfe von seelisch behinder-
ten jungen Menschen in Einrichtungen über 
Tag und Nacht sowie sonstigen Wohnfor-
men (§ 35a Abs. 2 Nr. 2- 4 SGB VIII), 

� Hilfe für junge Volljährige (§ 41 SGB 
VIII), sofern diese in Form von Hilfen zur 
Erziehung oder Eingliederungshilfe gemäß 
oben Genanntem erfolgt. 

� In begründeten Ausnahmefällen auch bei 
Inobhutnahmen gemäß § 42 SGB VIII. 

Werden Leistungen nach § 19 SGB VIII sowie Hilfe 
zur Erziehung nach §§ 27 i. V. m. §§ 33, 34, 35 SGB 
VIII, Eingliederungshilfe gem. § 35 a Abs. 2, Nr. 2–
4 SGB VIII sowie Hilfe für junge Volljährige nach § 
41 Abs.1 und 2 SGB VIII gewährt, ist gem. § 19 
Abs. 3 SGB VIII bzw. § 39 Abs. 1 SGB VIII auch 
der notwendige Unterhalt für die jungen Menschen 
außerhalb des Elternhauses zu sichern. 

Die Sicherstellung des Lebensunterhaltes und der 
Kosten für die Pflege und Erziehung 
in einer Einrichtung oder sonstigen Wohnform er-
folgen nach den jeweils gültigen Leistungs-, Quali-
tätsentwicklungs- und Entgeltvereinbarungen, wel-
che zwischen dem Leistungsträger und dem zustän-
digen örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
abgeschlossen werden. 
Das Freihaltegeld wird nach den Festlegungen im 
Rahmenvertrag nach § 78 f SGB VIII des Landes 
Brandenburg gezahlt. Bei einer Abwesenheit von 
mehr als 30 Tagen reduziert sich das Freihaltegeld 
ab dem 31. Tag im jeweils laufenden Kalenderjahr 
grundsätzlich auf 75 % des einrichtungsbezogenen 
Entgeltes. In begründeten Ausnahmefällen kann die 
Höhe des Freihaltegeldes im Hilfeplanverfahren ge-
sondert festgelegt werden. Bei unerlaubtem Entfer-
nen von mehr als 5 Tagen reduziert sich das Freihal-
tegeld ab dem 6. Tag im jeweils laufenden Kalender-
jahr grundsätzlich auf 75 % des einrichtungsbezoge-
nen Entgeltes. Dabei gelten der 1. und der letzte Tag 
der Abwesenheit als 1. Freihaltetag. 

In der Vollzeitpflege gem. § 33 SGB VIII erfolgt die 
Sicherstellung des Lebensunterhaltes und der Kosten 
für die Pflege und Erziehung durch einen monatli-
chen Pauschalbetrag, der durch den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe festgelegt wird. 

Die Gewährung der in der Richtlinie benannten Hil-
fen umfasst auch die Krankenhilfe nach  

Maßgabe des § 40 SGB VIII. 

Neben laufenden Leistungen, mit denen der gesamte 
regelmäßig wiederkehrende Bedarf  
(§ 39 Abs. 2 SGB VIII) gedeckt werden soll, sind 
nach § 39 Abs. 3 SGB VIII einmalige Beihilfen oder 
Zuschüsse zusätzlich zum Lebensunterhalt zu ge-
währen, insbesondere bei wichtigen persönlichen 
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Anlässen der jungen Menschen. Sie dienen der De-
ckung eines gegenwärtigen Bedarfs und können so-
mit nicht für die Vergangenheit bewilligt werden. 
Einmalige Leistungen sind im Voraus zu beantragen 
und belegmäßig (Rechnungen, Quittungen) vom An-
tragsteller nachzuweisen. 
Leistungen Dritter (z. B. anderer Sozialleistungsträ-
ger) gehen den Beihilfen oder Zuschüssen nach die-
ser Richtlinie vor, soweit sie nicht nach § 39 SGB 
VIII als Leistungen der Jugendhilfe vorrangig sind. 

Die Leistungen werden in der Regel an den freien 
Träger der Jugendhilfe bzw. an Pflegestellen ge-
zahlt, die die Leistungen erbringen. Diese überwa-
chen die zweckgemäße Verwendung. 
 
1 VOLLZEITPFLEGE GEM. § 33 SGB VIII 
 
Für diese Hilfe ist der notwendige Unterhalt des  
jungen Menschen zu sichern, der den gesamten Le-
bensbedarf einschließlich der Kosten für die Pflege 
und Erziehung gem. § 39 SGB VIII umfasst. 

Die laufenden Leistungen  beinhalten nach § 39 
Abs.4 Satz 2 SGB VIII auch die Erstattung nachge-
wiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Un-
fallversicherung sowie für die zwingende Notwen-
digkeit einer privaten Altersvorsorge. 

Die Höhe des Pflegegeldes richtet sich nach den je-
weils gültigen Empfehlungen des Deutschen Vereins 
für öffentliche und private Fürsorge e.V. zur Fort-
schreibung der monatlichen Pauschalbeträge in der 
Vollzeitpflege (§§ 33, 39 SGB VIII) und wird bei 
Vorliegen einer neuen Empfehlung für das Folgejahr 
angepasst. 
Kindergeld wird entsprechend der gesetzlichen Vor-
gabe des § 39 Abs. 6 SGB VIII angerechnet.  
 
Ändert sich das Pflegegeld im Verlauf eines Kalen-
dermonats wegen Erreichung einer Altersgrenze, so 
ist das veränderte Pflegegeld von Beginn des Monats 
an zu zahlen, in dem die entsprechenden Vorausset-
zungen eintreten. 

Mit dem Pflegegeld sind u. a. folgende Aufwendun-
gen zu decken: 

•  Verpflegung 
•  Bekleidung 
•  Schulmaterial und Lernmittel (analog Punkt 

2.3 der Richtlinie)  
•  Freizeitgestaltung 
•  Taschengeld entsprechend Punkt 2.10. dieser 

Richtlinie 
•  Spielzeug 
•  Reinigungsmittel und Kosmetika 
•  Fahrgelder (ausgenommen Punkt 1.7, 1.10, 

1.11 und 2.5 dieser Richtlinie) 
•  anteilige Kosten für Miete, Energie, Wasser 

und Heizung 
•  Kosten für die Pflege und Erziehung 

 
1.1 ABÄNDERUNG DER PFLEGEGELD-

LEISTUNG 

a)  Besteht im Einzelfall ein begründeter höherer 
Bedarf 

•    erhöhter Aufwand aus Krankheitsgründen 
•    erhöhter Aufwand wegen Behinderung 
•    erhöhter Aufwand wegen besonders starken 

Entwicklungsbeeinträchtigungen, 
•    erhöhter Aufwand wegen Erziehungsschwie-

rigkeiten 

der nachweislich nicht durch einen vorrangig ver-
pflichteten Leistungsträger abgedeckt wird, so kann 
der Betrag für die Pflege und Erziehung und die 
Kosten für den Sachaufwand auf 130 % des jeweils 
altersentsprechenden Betrages zeitlich befristet an-
gehoben werden. 
 
1.2 UNTERBRECHUNG DES AUFENT-

HALTES IN DER PFLEGEFAMILIE 

a) Ist der Minderjährige vorübergehend 
außerhalb der Pflegefamilie unterge-
bracht (Urlaubsaufenthalt, Kur, Kran-
kenhaus u. a.), wird das Pflegegeld für 
die Dauer von 42 Tagen (6 Wochen) 
ungekürzt weiter gewährt. Bei der Be-
rechnung der 42 Tage wird der Tag des 
Beginns der Abwesenheit und der Tag, 
an dem der Minderjährige zu den Pfle-
geeltern zurückkehrt, als ein Abwesen-
heitstag berechnet.  
 

b) Dauert die Abwesenheit länger als 42 
Tage, werden für die Zeit danach, längs-
tens jedoch bis zu einem Jahr (gerechnet 
ab Verlassen des Haushaltes), die Kos-
ten für die Pflege und Erziehung in Hö-
he von 80 v. H. des maßgeblichen Be-
trages weiter gezahlt. Diese Zahlung 
dient zum Ersatz der Aufwendungen, 
welche die Pflegeeltern haben. Über die 
Höhe der Gewährung der Kosten für 
den Sachaufwand wird im Einzelfall 
entschieden. 

c) Pflegepersonen wird bei ausbildungsbe-
dingter Unterbringung ihrer Pflegekin-
der in einem Internat von mehr als 3 
Tagen pro Monat ein Freihaltegeld in 
Höhe von 90 % des Pflegegeldes ge-
zahlt.  

 
1.3 AUSZAHLUNG DER PFLEGEGELD-

LEISTUNG 
 

a) Pflegegeld ist von dem Tage an zu zah-
len, ab dem die Vollzeitpflege in der 
Pflegefamilie installiert wurde. Das 
Pflegegeld wird zum 1. eines jeden Mo-
nats im Voraus gezahlt. Der Anspruch 
auf Zahlung des Pflegegeldes endet mit 
Verlassen der Pflegefamilie. 

b) Steht der Zeitpunkt des Verlassens län-
gerfristig fest, wird das Pflegegeld an-
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teilig für diese Tage an die Pflegestelle 
gezahlt. 

c) Ergibt sich im Laufe des Monats, dass 
ein weiterer Verbleib des Pflegekindes 
in der Pflegefamilie nicht mehr möglich 
ist, so dass das Pflegeverhältnis abrupt 
beendet wird, ist das für diesen Monat 
bereits geleistete Pflegegeld nicht zu-
rückzufordern. 

 
1.4 BEREITSCHAFTSPFLEGE 
 
Bereitschaftspflege ist die vorläufige Unterbringung, 
Betreuung und Erziehung von jungen Menschen in 
Not- und Krisensituationen über Tag und Nacht in 
einer anderen Familie im Privathaushalt. Die Bele-
gungsdauer beträgt maximal 8 Wochen. Ist eine 
Rückführung oder ein Pflegestellenwechsel inner-
halb der 8 Wochen nicht möglich, so kann im Ein-
zelfall über den weiteren Aufenthalt in der Bereit-
schaftspflegestelle entschieden werden. 
 
Sofern keine Bereitschaftspflegestelle zur Verfü-
gung steht, kann im Einzelfall auch eine Kurzzeit-
pflegestelle als Bereitschaftspflegestelle eingesetzt 
werden. Die Finanzierung erfolgt zeitlich befristet 
analog der Bereitschaftspflegestellen.  
 
1.4.1 Finanzierung der Bereitschaftspflege 
 
Bei der Unterbringung von Kindern in Bereit-
schaftspflegestellen werden folgende Leistungen er-
bracht: 

•  Jede Bereitschaftspflegestelle erhält je Platz 
eine Bereitschaftspauschale in Höhe von 
200,00 € im Monat, unabhängig von der Be-
legung. 

•  Bei Belegung werden die Kosten für die 
Pflege und Erziehung und die Kosten für den 
Sachaufwand auf 140 % des jeweils alters-
entsprechenden Betrages angepasst. 

•  Der Zuschuss für die Alterssicherung und 
Unfallversicherung erfolgt nach Punkt 1.8 der 
Richtlinie. 

 
1.5 KRANKENHILFE 
 
Besteht für ein Pflegekind kein Krankenversiche-
rungsschutz, wird im Bedarfsfall Krankenhilfe 
gem. § 40 SGB VIII gewährt. Sofern sich die Kran-
kenkasse der Pflegeeltern/Pflegeperson 
bereit erklärt, das Pflegekind zu versichern, werden 
die hierdurch entstehenden zusätzlichen 
Krankenkassenbeiträge neben dem Pflegegeld ge-
zahlt. Vorrangig ist jedoch, die Möglichkeit 
der Krankenversicherung durch die Eltern bzw. des 
Elternteils abzuprüfen. 

Auf Antrag wird die Zahlung des Eigenanteils der 
notwendigen kieferorthopädischen Behandlungen 
vom Jugendamt gemäß § 40 SGB VIII übernommen. 
Grundlage dieser Übernahme ist die Vorlage des 
Behandlungsplanes. 

Auf Antrag kann die Zahlung des Eigenanteils für 
notwendige gesundheitliche Hilfsmittel  
(z. B.: Brille, Zahnersatz o.ä.) vom Jugendamt gem. 
§ 40 SGB VIII übernommen werden. 
Bei notwendiger Neuanschaffung wird für ein Bril-
lengestell ein Zuschuss von bis zu 30,00 € gewährt. 
 
 
 
 

 
 
 
 
1.6 NEBENLEISTUNGEN 
 
Nebenleistung Erläuterung 
Ausstattung der Pflegestelle 
• Mobiliar und notwendige Ausstattungen  
Auf Antrag kann innerhalb von 3 Monaten nach Erstbelegung eine einmalige  Beihilfe 
für die Erstausstattung der Pflegestelle in Höhe von maximal  1.000,00 € pro Pflege-
platz für Mobiliar und notwendige Ausstattungen gewährt werden, sofern ein entspre-
chender Bedarf besteht. 
 
• Bereitschaftspflegestelle  
Unter Berücksichtigung der höheren Bedarfslage in der Ausstattung einer Bereit-
schaftspflegestelle kann eine Erstausstattungsbeihilfe bis maximal 1.250,00 € pro 
Pflegeplatz gewährt werden. 
• Ersatzbeschaffung 
Auf Antrag kann nach 5 Jahren eine Ersatzbeschaffung geltend gemacht werden, so-
fern  die angeschafften Möbel defekt sind bzw. notwendige Neuanschaffungen getätigt 
werden müssen. 
 Im begründeten Einzelfall kann vor Ablauf der Zeit eine Ersatzbeschaffung geltend 
gemacht werden. Als Orientierung hierbei gilt § 23 Abs. 1 SGB II.  

 
 
Die Verwendung der Mittel 
ist nachzuweisen 
und unterliegt der Abschrei-
bung laut 
Abschreibungstabelle (AfA) 
in der jeweils 
gültigen Fassung. 
Für die Dauer von zwei Jah-
ren ist ein 
Eigentumsvorbehalt gegen-
über den 
Pflegeeltern geltend zu ma-
chen.  
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Bekleidung 
Auf Antrag kann bei Neuaufnahme eine Erstausstattungsbeihilfe bis zu 150,00 € ge-
währt werden, sofern ein Nachholbedarf besteht. 

 
Analog der Regelung 2.1 a) 
der Richtlinie 

Übernahme Elternbeiträge 
 

Analog der Regelung 2.11 der 
Richtlinie 

Schulbedarf/ Lernmittel 
 

Analog der Regelung 2.3 der 
Richtlinie 

Kosten für besondere Anlässe 
Analog der Regelung  2.2 der 
Richtlinie 

Kosten für  Schulfahrten, Kitafahrten und Ferien- und Urlaubsmaßnahmen 
Analog der Regelung 2.4 der 
Richtlinie 

Kosten für Familienheimfahrten 
Analog der Regelung  2.5 der 
Richtlinie 

Kosten für die Verselbstständigung 
Analog der Regelung  2.7 der 
Richtlinie 

Kosten für den Kauf eines Fahrrades 
Analog der Regelung  2.8 der 
Richtlinie 

Leistungen für soziale und kulturelle Teilhabe 
Analog der Regelung  2.9 der 
Richtlinie 

Sonstiges 
(Passbilder, Identifikationsdokumente, Unkosten für Bewerbungszwecke) 

Analog der Regelung  2.13 
der Richtlinie 

Leistungen bei Besonderheiten im Hilfefall 
Analog der Regelung  3 der 
Richtlinie 

 
 
1.7 ANBAHNUNGS- UND ABLÖSEPHASE 
 
Auf Antrag kann den Pflegeeltern die Erstattung der 
Fahrkosten während der Zeit der notwendigen An-
bahnungs- bzw. Ablösephase (z.B. Wechsel der 
Pflegestelle) analog der Regelung 2.5 der Richtlinie 
gewährt werden. 
 
1.8 BEITRÄGE ZUR ALTERSSICHERUNG 

UND UNFALLVERSICHERUNG 
 
Gemäß § 39 Abs. 4 SGB VIII umfassen die laufen-
den Leistungen für Pflegeeltern auch die angemes-
sene Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für 
Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälf-
tige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu 
einer angemessenen Alterssicherung. 
Die erstattungsfähigen Aufwendungen ergeben sich 
aus den jeweiligen Empfehlungen des Deutschen 
Vereins zur Fortschreibung der Pauschalbeträge in 
der Vollzeitpflege (§§ 33,39 SGB VIII). Sie werden 
nach Vorlage entsprechender Nachweise mit der 
monatlichen Pflegegeldzahlung überwiesen. 

a) Alterssicherung 
Derzeit betragen die erstattungsfähigen Kosten 
maximal 42,53 € monatlich pro Pflegefamilie. 
Die nach Art und Höhe angemessene Erstat-
tung zu einer Alterssicherung beträgt  
50 % vom Mindestbetrag der gesetzlichen Ren-
tenversicherung. 
Zuständig ist das Jugendamt, welches das erste 
Kind untergebracht hat. Wenn dieses ausschei-
det, dann übernimmt die Kosten der Alterssi-
cherung das nächste unterbringende Jugend-
amt. 

 

Die Erstattung erfolgt an Pflegefamilien, sofern 
sie nicht ausreichend altersversichert sind. Die 
Form ihrer Alterssicherung kann die Pflegeper-
son frei wählen, allerdings muss die Verwer-
tung vor dem Eintritt in den Ruhestand ausge-
schlossen sein. 

 
b) Unfallversicherung 

Derzeit betragen die erstattungsfähigen Kosten 
maximal 12,95 € monatlich pro Pflegeperson. 
Die angemessene Erstattungshöhe nachgewie-
sener Aufwendungen für eine Unfallversiche-
rung beträgt 50 % des Jahresbeitrages der Be-
rufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und 
Wohlfahrtspflege (BGW). 
Die Leistungen zur Unfallversicherung werden 
unabhängig von der Zahl der betreuten Kinder 
nur einmalig gewährt. Wenn mehrere Jugend-
ämter eine Pflegestelle belegen, dann leistet 
das Jugendamt, das zuerst die Pflegestelle be-
legt. 
Werden Unfallversicherungen von einem Ju-
gendamt erstattet, müssen die Pflegepersonen 
dies den anderen Jugendämtern anzeigen. 

 
Eine Versicherungspflicht für Pflegepersonen be-
steht in der Regel nicht. 
 
1.9 VERWANDTENPFLEGE  
 
Pflegepersonen sind gegenüber dem Pflegekind 
grundsätzlich unterhaltsverpflichtet, sofern sie mit 
ihm in gerader Linie verwandt sind. Nach § 39 Abs. 
4 Satz 4 SGB VIII können die Kosten für den Sach-
aufwand, unter Berücksichtigung der §§ 82, 85, 87 
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und 88 Zwölftes Buch – Sozialgesetzbuch - SGB 
XII (Härtefallprüfung)  angemessen gekürzt werden. 
 
1.10 KOSTEN BEI BEURLAUBUNG 
 
Sofern kein anderer Leistungsträger vorrangig ver-
pflichtet ist, kann den Eltern/ Elternteilen bzw. der 
Bezugsperson auf Antrag bei Beurlaubung eines 
jungen Menschen in deren Haushalt ein Verpfle-
gungsgeld in Höhe von 5,50 € für jeden vollen Beur-
laubungstag gewährt werden. 
 
Elternteile, welche im Leistungsbezug nach dem 
Zweiten Buch- Sozialgesetzbuch - SGB II- oder 
SGB XII stehen, erhalten einen anteiligen Tageseck-
regelsatz bzw. Hilfe in sonstigen Lebenslagen über 
ihre zuständige Behörde. Mit der Auszahlung des 
anteiligen Tageseckregelsatzes bzw. der Hilfe in 
sonstigen Lebenslagen sind alle Aufwendungen für 
die Beurlaubung abgegolten.  

Ein genereller Anspruch auf notwendigen Unterhalt 
gem. § 39 Abs.1 Satz 1 SGB VIII für die Dauer der 
Beurlaubung besteht nicht. (OVG RP 21.08.2008,7 
A 10443/08) 
 
1.11 FAHRKOSTEN 
 

Fahrkosten bei Beurlaubungen 
a) Die Fahrkosten in den Haushalt der El-

tern/ Elternteile bzw. Bezugspersonen 
können in der Regel für 24 Fahrten/pro 
Jahr (2 x im Monat) oder entsprechend 
den Festlegungen im Hilfeplan erstattet 
werden, sofern die Elternteile keinen An-
spruch auf Leistungen nach dem SGB II 
oder SGB XII haben. 

b) Fahrkosten für Umgangskontakte 
Im Einzelfall können die Fahrkosten von 
Familienangehörigen bzw. Bezugsperso-
nen zum jungen Menschen in der Regel 
für 24 Fahrten/pro Jahr (2 x im Monat) 
oder entsprechend den Festlegungen im 
Hilfeplan erstattet werden, sofern die El-
ternteile keinen Anspruch auf Leistungen 
nach  dem SGB II oder SGB XII haben.  

c) Fahrkosten Schul- bzw. Berufsausbil-
dung 
Die Übernahme anfallender Fahrkosten 
im Zuge der Schul- bzw. Berufsausbil-
dung ist bei der zuständigen Behörde 
(Schulverwaltungsamt/ Agentur für Ar-
beit) zu beantragen. Auf Antrag und nach 
Vorlage des Bescheides vom Schulver-
waltungsamt bzw. der Agentur für Arbeit 
(Ablehnung, Zahlung eines Eigenanteils 
oder Differenzbetrages) können die Fahr-
kosten ganz oder teilweise übernommen 
werden.  

d) Fahrkosten zur Wahrnehmung von 
Praktika und zur Ausübung eines frei-
willigen sozialen Jahres 
Auf Antrag und sofern die Finanzierung 
nicht anderweitig sichergestellt ist, kön-
nen die Fahrkosten zur Wahrnehmung 
von Praktika und zur Ausübung eines 
freiwilligen sozialen Jahres in Höhe der 
nachgewiesenen Aufwendungen für die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, die 
der junge Mensch hat, übernommen wer-
den. 

 
Ist die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel nicht 
möglich oder nachweislich nicht zumutbar, werden 
bei der Benutzung eines PKW in Anlehnung des § 5 
Abs. 1 Satz 2 Bundesreisekostengesetz (BRKG) 
0,20 €/ km für die Hin- und Rückfahrt erstattet, 
höchstens jedoch bis zu dem Betrag, der bei der Be-
nutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels entste-
hen würde. Fahrpreisermäßigungen sind auszu-
schöpfen. Bei Änderung des Bundesreisekostenge-
setzes werden die jeweils geltenden Höchstwerte 
angepasst. 

Sofern mehrere Kinder gleichzeitig befördert wer-
den, erfolgt eine anteilige Kostenerstattung. 
 
1.12 FAHRKOSTEN ZUR KINDERTAGES-

STÄTTENEINRICHTUNG/ SCHULE  
 
Sofern der Weg zwischen Pflegestelle und Kinderta-
gesstätte/ Schule nicht zumutbar und kein anderer 
Leistungsträger vorrangig leistungsverpflichtet ist, 
können den Bereitschaftspflegestellen und den Pfle-
gestellen, die kurzzeitig ein Pflegekind in Ihrem 
Haushalt aufnehmen, die Fahrkosten analog der Re-
gelung 2.5 der Richtlinie erstattet werden.  
 
2 DIE §§ 19, 34, 35, 35A ABS. 2 NR. 2 - 4, 41 

SGB VIII 
 
Regelleistungen 

Neben laufenden Leistungen, mit denen der gesamte 
regelmäßig wiederkehrende Bedarf gedeckt werden 
soll (§ 39 Absatz 2 SGB VIII), sind nach § 39 Ab-
satz 3 SGB VIII einmalige Beihilfen oder Zuschüsse 
zusätzlich zum Lebensunterhalt außerhalb des El-
ternhauses zu gewähren, insbesondere bei wichtigen 
persönlichen Anlässen des jungen Menschen.  
 
2.1 KOSTEN FÜR DIE BESCHAFFUNG 

UND ERGÄNZUNG VON BEKLEIDUNG 
UND BABYERSTBEKLEIDUNG  

 
a) Auf Antrag kann eine einmalige Beihil-

fe bei Neuaufnahme bis zu 150,00 € 
bewilligt werden. Eine Bedarfsliste ist 
vorzulegen. 

b) Der laufende Bedarf an Bekleidung wird 
durch folgenden Pauschalsatz gedeckt: 
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Für alle Altersgruppen jährlich 444,00 € 
(monatlich 37,00 €) 

c) Sofern die Finanzierung nicht anderwei-
tig sichergestellt ist, kann auf Antrag bei 
werdenden Müttern (ab der 12. 
Schwangerschaftswoche) für den Kauf 
von Schwangerenbekleidung ein Betrag 
bis zu 150,00 € bewilligt werden. Eine 
Bedarfsliste ist vorzulegen. 

d) Sofern die Finanzierung nicht anderwei-
tig sichergestellt ist, kann auf Antrag ei-
ne Babyerstbekleidung in Höhe von bis 
zu 150,00 € bewilligt werden. Eine Be-
darfsliste ist vorzulegen. 

 
2.2 KOSTEN FÜR BESONDERE ANLÄSSE 
 

a) Weihnachts- und Geburtstagsbeihilfen 
werden als Pauschalbetrag (ohne Nach-
weisführung) in Höhe von je 26,00 € 
über Rechnungslegung zum Ereignis 
gezahlt. 

b) Auf Antrag kann zur Einschulung ein 
Betrag von bis zu 150,00 € bewilligt 
werden. Der Einschulungsbedarf um-
fasst eine Schulmappe, einen Sportbeu-
tel, Federtasche und eine Schultüte mit 
Inhalt. Für die angemessene Bekleidung 
ist ggf. die Bekleidungspauschale durch 
Ansparung zu nutzen. 

c) Auf Antrag kann zur Jugendweihe, 
Kommunion, Konfirmation, Taufe ein 
Betrag von bis zu 150,00 €, zuzüglich 
der Teilnahmegebühr in voller Höhe, 
bewilligt werden.  

d) Auf Antrag kann eine Erstausstattungs-
beihilfe bei Berufsstart in Höhe von bis 
zu 100,00 € gewährt werden, soweit 
keine gesetzliche oder tarifliche Ver-
pflichtung des Ausbildungsbetriebes be-
steht, Arbeitsmittel bereitzustellen. 

 
2.3 KOSTEN FÜR SCHULBEDARF/ 

LERNMITTEL 
 
Für schulpflichtige junge Menschen wird ein Pau-
schalbetrag in Höhe von 70,00 € zum Schuljahres-
beginn und zum Schulhalbjahr in Höhe von 30,00 € 
pro Schuljahr gewährt. Die Kosten können mit der 
monatlichen Rechnungslegung und Vorlage der ak-
tuellen Schulbescheinigung  zum Juli/ August bzw. 
Januar/ Februar abgefordert werden. 
Sofern der Betrag für Lernmittel noch im Kostensatz 
enthalten ist, erfolgt eine Zahlung des Differenzbe-
trages. 
 
 

2.4 KOSTEN FÜR SCHULFAHRTEN, 
KITAFAHRTEN, FERIEN- UND 
URLAUBSMAßNAHMEN 

 
a) Schul- und Klassenfahrten 

Die tatsächlichen Aufwendungen für 
Schul- und Klassenfahrten im Rahmen 
der schulrechtlichen Bestimmungen 
werden bei Schülerinnen und Schülern 
erstattet. 
Die Teilnahme an der Fahrt ist von der 
Schule zu bescheinigen. 

b) Kitafahrten  
Für Kinder, die eine Kindertageseinrich-
tung besuchen, werden die tatsächlichen 
Aufwendungen für Kitafahrten der Ein-
richtung übernommen. Die Teilnahme 
an der Fahrt ist von der Kindertagesein-
richtung zu bescheinigen. 

c) Ferien- und Urlaubsmaßnahmen 
Für Ferien- und Urlaubsmaßnahmen 
wird ein jährlicher Zuschuss von bis zu 
150,00 € pro jungem Menschen ge-
währt. 

Die Erstattung der Kosten an die Jugendhilfeträger 
erfolgt nach Rechnungslegung, Vorlage der Ausga-
bebelege und Teilnahmebestätigung der Fahrt durch 
die Jugendhilfeeinrichtung. 
Für Träger, die die Pauschale von 231,00 € (Ferien- 
und Klassenfahrten) noch im Kostensatz haben, wird 
der jeweilige Differenzbetrag für das laufende Jahr 
gezahlt. 
Die Erstattung der Kosten an die Pflegestellen er-
folgt nach Vorlage der Ausgabebelege. Bei Schul-, 
Klassen- und Kitafahrten ist eine Teilnahmebestäti-
gung beizufügen. 
 
2.5 FAHRKOSTEN 
 

a) Fahrkosten bei Beurlaubungen 
Die Fahrkosten in den Haushalt der El-
tern/ Elternteile bzw. Bezugspersonen 
können in der Regel für 24 Fahrten pro 
Jahr (2 x im Monat) oder entsprechend 
den Festlegungen im Hilfeplan erstattet 
werden, sofern die Elternteile keinen 
Anspruch auf Leistungen nach dem 
SGB II oder SGB XII haben. 

 
b) Fahrkosten für Umgangskontakte 

Im Einzelfall können die Fahrkosten 
von Familienangehörigen bzw. Bezugs-
personen zum jungen Menschen in der 
Regel für 24 Fahrten pro Jahr (2 x im 
Monat) oder entsprechend den Festle-
gungen im Hilfeplan erstattet werden, 
sofern die Elternteile keinen Anspruch 
auf Leistungen nach dem SGB II oder 
SGB XII haben. 
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c) Fahrkosten Schul- bzw. Berufsausbil-
dung 
Die Übernahme anfallender Fahrkosten 
im Zuge der Schul- bzw. Berufsausbil-
dung ist bei der zuständigen Behörde 
(Schulverwaltungsamt/ Agentur für Ar-
beit) zu beantragen. Auf Antrag und 
nach Vorlage des Bescheides vom 
Schulverwaltungsamt bzw. der Agentur 
für Arbeit (Ablehnung, Zahlung eines 
Eigenanteils oder Differenzbetrages) 
können die Fahrkosten ganz oder teil-
weise übernommen werden.  

 
d) Fahrkosten zur Wahrnehmung von 

Praktika und zur Ausübung eines 
freiwilligen sozialen Jahres 
Auf Antrag und sofern die Finanzierung 
nicht anderweitig sichergestellt ist, kön-
nen die Fahrkosten zur Wahrnehmung 
von Praktika und zur Ausübung eines 
freiwilligen sozialen Jahres in Höhe der 
nachgewiesenen Aufwendungen für die 
Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, 
die der junge Mensch hat, übernommen 
werden. 

Ist die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel nicht 
möglich oder nachweislich nicht zumutbar, werden 
bei der Benutzung eines PKW in Anlehnung des § 5 
Abs. 1 Satz 2 Bundesreisekostengesetz (BRKG) 
0,20 €/ km für die Hin- und Rückfahrt erstattet, 
höchstens jedoch bis zu dem Betrag, der bei der Be-
nutzung eines öffentlichen Verkehrsmittels entste-
hen würde. Fahrpreisermäßigungen sind auszu-
schöpfen. 

Sofern mehrere Kinder gleichzeitig befördert wer-
den, erfolgt eine anteilige Kostenerstattung. 
 
2.6 KOSTEN BEI BEURLAUBUNG 
 
Sofern kein anderer Leistungsträger vorrangig ver-
pflichtet ist, kann den Eltern/ Elternteilen bzw. der 
Bezugsperson auf Antrag bei Beurlaubung eines 
jungen Menschen in deren Haushalt ein Verpfle-
gungsgeld in Höhe von 5,50 € für jeden vollen Beur-
laubungstag gewährt werden. 

Elternteile, welche im Leistungsbezug nach dem 
SGB II oder SGB XII stehen, erhalten einen anteili-
gen Tageseckregelsatz bzw. Hilfe in sonstigen Le-
benslagen über ihre zuständige Behörde. Mit der 
Auszahlung des anteiligen Tageseckregelsatzes bzw. 
der Hilfe in sonstigen Lebenslagen sind alle Auf-
wendungen für die Beurlaubung abgegolten. 

Ein genereller Anspruch auf notwendigen Unterhalt 
gem. § 39 Abs.1 SGB VIII für die Dauer der Beur-
laubung besteht nicht. (OVG RP 21.08.2008,7 A 
10443/08) 
 
 

2.7 KOSTEN ZUR VERSELBST-
STÄNDIGUNG 

 
Sofern die Finanzierung nicht anderweitig sicherge-
stellt und kein anderer Leistungsträger vorrangig 
verpflichtet ist, kann auf Antrag ein einmaliger Zu-
schuss für die 
Anschaffung von Hausrat/Mobiliar und deren 
Transportkosten von bis zu 1.000,00 € gewährt wer-
den. Eventuelle Renovierungskosten des Wohnrau-
mes sind aus diesem Zuschuss zu finanzieren. Dem 
Antrag sind eine bezifferte Bedarfsliste, eine Kopie 
des Mietvertrages sowie Nachweise über ein Ver-
mögen bzw. Nichtvermögen,  Kontoauszüge  der 
letzten 3 Monate etc. beizulegen. Der Zuschuss ist 
auf 50% zu reduzieren, wenn eine weitere Person 
mit in die Wohnung zieht. Für jede weitere Person, 
die in die Wohnung zieht, erfolgt die Kürzung antei-
lig. 
Der beantragte Bedarf ist in Anlehnung an das 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch - SGB XII - zu prü-
fen. 
Mietkaution 
Sofern die Finanzierung nicht anderweitig sicherge-
stellt und kein anderer Leistungsträger vorrangig 
verpflichtet ist, kann auf Antrag die Zahlung einer 
Mietkaution für angemessenen Wohnraum (max. 3 
Monatskaltmieten) übernommen werden. 
Es sind eine Kopie des Mietvertrages, die Höhe der 
zu zahlenden Mietkaution, Kontoauszüge der letzten 
3 Monate und ein Nachweis über ein Vermögen 
bzw. Nichtvermögen vorzulegen. 
 
2.8 ERWERB EINES FAHRRADES 
 
Auf Antrag kann für den Erwerb eines Fahrrades in-
klusive eines Fahrradhelmes ein Zuschuss von bis zu 
100,00 € gewährt werden. 
 
2.9 LEISTUNGEN FÜR SOZIALE UND 

KULTURELLE TEILHABE 
 
Auf Antrag kann jungen Menschen für Mitgliedsbei-
träge aus den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Ge-
selligkeit (z. B. Sport- oder Kulturvereine) sowie für 
Unterrichtsentgelte für künstlerische Fächer (z. B. 
Musik- und Kunstschulen) ein monatlicher Zuschuss 
bis zu  10,00 € gewährt werden. 
 
2.10 TASCHENGELD (BARBETRAG) 
 
Taschengeld wird monatlich für junge Menschen in 
unten genannten Altersgruppen gewährt. 
     • ab   6 Jahre       6,00 € 
     • ab   8 Jahre       8,00 € 
     • ab 10 Jahre     11,00 € 
     • ab 12 Jahre     16,00 € 
     • ab 15 Jahre     26,00 € 
     • ab 18 Jahre     52,00 € 
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Für junge Menschen erhöht sich das für ihre Alters-
gruppe maßgebliche Taschengeld um 26,00 €, sofern 
sie 
a) die Sekundarstufe II (gymnasiale Oberschulen/ 

berufsbildende Schulen/  Weiterbildungsschu-
len für Erwachsene) besuchen 

b) eine schulische oder andere Ausbildung absol-
vieren, für die sie keine Ausbildungsvergütung 
(Lehrlingsentgelt etc.) erhalten 

c) sich in einem vertraglich geregelten unentgelt-
lichen Arbeits-, Erprobungs- oder Beschäfti-
gungsverhältnis und in Projekten befinden. 

Der Anspruch auf das erhöhte Taschengeld erlischt 
ab dem 1. Tag unentschuldigten Fehlens für den be-
treffenden Monat. 
 
2.11 ÜBERNAHME ELTERNBEITRÄGE  
 
Für den Besuch einer Kindertagesstätte übernimmt 
das Jugendamt gem. § 17 Abs. 1 Kita- Gesetz die 
Kosten der Elternbeiträge in Höhe des Durchschnitts 
des Trägers der Kita. 
Die Übernahme der Kosten erfolgt nur bei der Ge-
währung von stationären Hilfen nach dem SGB VIII 
(gem. § 17 Abs. 1 Kita- Gesetz). 
 
2.12 KRANKENHILFE 
 
Besteht für den jungen Menschen kein Krankenver-
sicherungsschutz, wird im Bedarfsfall Krankenhilfe 
gem. § 40 SGB VIII gewährt.  
Vorrangig ist jedoch, die Möglichkeit der Kranken-
versicherung durch die Eltern bzw. des Elternteils 
abzuprüfen. 

Auf Antrag wird die Zahlung des Eigenanteils der 
notwendigen kieferorthopädischen Behandlungen 
vom Jugendamt gemäß § 40 SGB VIII übernommen. 
Grundlage dieser Übernahme ist die Vorlage des 
Behandlungsplanes. 

Auf Antrag kann die Zahlung des Eigenanteils für 
notwendige gesundheitliche Hilfsmittel (z. B.: Bril-
le, Zahnersatz o.ä.) vom Jugendamt gem. § 40 SGB 
VIII übernommen werden. 
Bei notwendiger Neuanschaffung wird für ein Bril-
lengestell ein Zuschuss bis zu 30,00 € gewährt. 
 
2.13 SONSTIGES 
 
Auf Antrag können die Kosten für Passbilder und 
notwendige Identifikationsdokumente in tatsächli-
cher Höhe übernommen werden.  
Vorrangig ist die Übernahme der Kosten durch an-
dere Kostenträger (Agentur für Arbeit bei Unkosten 
für Bewerbungszwecke) zu prüfen. 
 
2.14 AUSNAHMEKRITERIEN 
 
Bei der gesonderten Auszahlung von Hilfe zum Le-
ben und Miete erfolgt keine Bewilligung von Beihil-
fen gemäß § 39 Abs. 1- 6 SGB VIII. 

3 LEISTUNGEN BEI BESONDERHEITEN 
IM HILFEFALL 

 
In begründeten Ausnahmefällen können andere als 
hier aufgeführte Leistungen nach pflichtgemäßem 
Ermessen bewilligt werden, sofern sie für den Hilfe-
verlauf als zwingend notwendig angesehen werden. 
Grundsätzlich müssen diese mit dem Leistungs-
spektrum der §§ 39,40 SGB VIII vergleichbar sein. 
 
4 INKRAFTTRETEN 
 
Diese Richtlinie tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 
 
i.V Weser 
Manfred Zalenga 
Landrat   Beeskow, den 03.12.2015
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Anlage 1  Beihilfekatalog 
Nr. Bezeichnung der Beihilfe Jugendhilfe  

gem. § 19 SGB VIII 
Hilfegewährungen nach 
§ 33 SGB VIII  

Hilfegewährungen gem.§ § 
34, 35,  35 a), 41 SGB VIII Gewährung Bemerkung Punkt 

d. RL 

1. 

Ausstattung der Pflegestelle 
Pflegestelle 
 
Bereitschaftspflegestelle 
 
Ersatzbeschaffung 

------------------ 

 
1.000,00 € pro Pflege-
platz 
1.250,00 € pro Pflege-
platz  
nach Einzelfallprüfung 

------------------------ 

 
einmalig 
 
einmalig 
 
nach Prüfung 

auf Antrag/Nachweis 1.6 

2. 
FK Anbahnungs- und Ablöse-
phase ------------------- auf Nachweis ------------------------ nach Festlegung auf Antrag/Nachweis 2.5 

3. Alterssicherung ------------------- pro Pflegefamilie ------------------------- lt. den Empfehlun-
gen des Dt. Verein 

auf Antrag/Nachweis 1.8 

4. Unfallversicherung ------------------- pro Pflegeperson ------------------------- 
lt. den Empfehlun-
gen des Dt. Verein auf Antrag/Nachweis 1.8 

5. 

Beschaffung und Ergänzung von 
Bekleidung 
-bei Neuaufnahme 
-Schwangerenbekleidung 
-Babyerstbekleidung 
-Bekleidungspauschale 

 
 
150,00 € 
150,00 € 
150,00 € 
mtl. 37,00 € 

 
 
150,00 € 
150,00 € 
0,00 € 
0,00 € 

 
 
150,00 € 
150,00 € 
0,00 € 
mtl. 37,00 € 

 
 
einmalig 
einmalig 
einmalig 
monatlich 

 
 
auf Antrag/Nachweis  
auf Antrag/Nachweis 
auf Antrag/ Nachweis  
Pauschalbetrag 

2.1 

6. 

Besondere Anlässe 
-Weihnachten/Geburtstag 
-Einschulung 
-Jugendweihe/Taufe etc. 
-Berufsstart 

 
je 26,00 € 
150,00 € 
150,00 € 
100,00 € 

 
je 26,00 € 
150,00 € 
150,00 € 
100,00 € 

 
je 26,00 € 
150,00 € 
150,00 € 
100,00 € 

 
jährlich 
einmalig 
einmalig 
einmalig pro Ausbil-
dung 

 
Pauschalbetrag 
auf Antrag/Nachweis 
auf Antrag/Nachweis 
auf Antrag/Nachweis  

2.2 

7. 

Schul-, Kitafahrten, Ferien- und 
Urlaubsmaßnahmen 
-Schul- und Klassenfahrten 
-Kitafahrten 
-Ferien- und Urlaubsmaßnahmen 

 
 
 
in tatsächlicher Höhe 
in tatsächlicher Höhe 
150,00 €/ Differenzbe-
trag Kostensatz 

 
in tatsächlicher Höhe 
in tatsächlicher Höhe 
150,00 € 

 
 
in tatsächlicher Höhe 
in tatsächlicher Höhe 
150,00 €/Differenzbetrag 
Kostensatz  

 
auf Nachweis 
auf Nachweis 
jährlich 

 
auf Nachweis 
auf Nachweis 
Pauschalbetrag 

2.4 

8. Schulbedarf/Lernmittel 70,00 €/30,00 € 70,00 €/30,00 € 70,00 €/30,00 € jährlich Pauschalbetrag/Nachweis 
Schulbescheinigung 

2.3 

9. 

Fahrkosten 
-bei Beurlaubungen 
-für Umgangskontakte 
-Praktika o. ä. 
-Schul- und Berufsausbildung 

 
auf Nachweis 
auf Nachweis 
auf Nachweis 

 
auf Nachweis 
auf Nachweis 
auf Nachweis 

 
auf Nachweis 
auf Nachweis 
auf Nachweis 

 
2 x monatlich 
2x monatlich 
auf Nachweis 

 
auf Antrag/Nachweis 
auf Antrag/Nachweis 
auf Antrag/Nachweis 

2.5 

10. 
Beurlaubung 
Verpflegungsgeld 

 
5,50 € pro Tag 

 
5,50 € pro Tag 

 
5,50 € pro Tag 

 
nach Festlegung 

 
auf Antrag/Nachweis 
 

2.6 
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Nr. Bezeichnung der Beihilfe Jugendhilfe  
gem. § 19 SGB VIII 

Hilfegewährungen nach 
§ 33 SGB VIII  

Hilfegewährungen gem.§ § 
34, 35,  35 a), 41 SGB VIII Gewährung Bemerkung Punkt 

d. RL 

11. Verselbstständigung 
Mietkaution 

1.000,00 € 
3 Monatskaltmieten 

1.000,00 € 
3 Monatskaltmieten 

1.000,00 € 
3 Monatskaltmieten 

einmalig 
einmalig 

auf Antrag/Nachweis  
auf Antrag/Nachweis An-
trag/Nachweis  

2.7 

12. Fahrrad/Fahrradhelm 100,00 € 100,00 € 100,00 € auf Nachweis auf Antrag/Nachweis 2.8 

13. 
Leistungen für soziale und kultu-
relle Teilhabe  mtl. 10,00 € mtl. 10,00 € mtl. 10,00 € auf Nachweis auf Antrag/Nachweis 2.9 

14. Taschengeld 
erhöhtes Taschengeld 

nach Altersgruppe 
26,00 € 

nach Altersgruppe 
26,00 € 

nach Altersgruppe 
26,00 € 

monatlich 
monatlich 

Pauschalbetrag 
auf Antrag/Nachweis 2.10 

15. Elternbeiträge gem. § 17 KitaG gem. § 17 KitaG gem. § 17 KitaG auf Nachweis 
 
auf Antrag/Nachweis  2.11 

16. Krankenhilfe gem. § 19 Abs. 3 SGB 
VIII gem. § 40 SGB VIII gem. § 40 SGB VIII auf Nachweis auf Antrag/Nachweis 2.12 

17. Sonstiges in tatsächlicher Höhe in tatsächlicher Höhe in tatsächlicher Höhe 
auf Antrag/ Nach-
weis  auf Antrag/Nachweis 2.13 

18. Leistungen bei Besonderheiten 
im Hilfefall im Ermessen im Ermessen im Ermessen nach Festlegung auf Antrag/Nachweis 3 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Richtlinie des Landkreises Oder-
Spree über die Gewährung wirtschaftlicher Leistun-
gen nach dem SGB VIII wird im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder-Spree öffentlich bekannt gemacht. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 03.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
V.) Rettungsdienstgebührensatzung 2016 
 

Gebührensatzung 
 für den Rettungsdienst Landkreis Oder-Spree 

 
Aufgrund der §§ 3, 28 Abs. 2 Ziff. 9, 131 der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg vom 18. 
Dezember 2007 (GVBl. I S. 286), zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10.07.2014 
(GVBL. I/14, [Nr.32]), des § 17 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Rettungsdienst im Land Brandenburg vom 
14. Juli 2008 (GVBl. I S. 186), i. V. m. §§ 2, 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Branden-
burg i. d. F. der Bekanntmachung vom 31. März 
2004 (GVBl. I S. 174), zuletzt geändert durch Arti-
kel 10 des Gesetzes vom 10.07. 2014 (GVBL.I/14, 
[Nr.32]), hat der Kreistag des Landkreises Oder-
Spree in seiner Sitzung vom 02.12.2015 mit Be-
schluss Nr. 057/2015  folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenerhebung 

 
(1) Der Landkreis Oder-Spree erhebt für die In-

anspruchnahme von Leistungen des Ret-
tungsdienstes Benutzungsgebühren nach 
Maßgabe dieser Satzung. 

(2) Wesentliche Bestandteile des Rettungsdiens-
tes sind der Notarztdienst, die Regionalleit-
stelle Oderland und die Rettungswachen des 
Landkreises Oder-Spree samt der personellen 
und sächlichen Ausstattung und einschließlich 
der vorgehaltenen Rettungsdienstfahrzeuge 
und Ausrüstungen sowie die allgemeine Ver-
waltung des Landkreises Oder-Spree, soweit 
sie für den Rettungsdienst tätig ist. 

(3) Die Gebühren entstehen: 
 

a) bei dem Einsatz eines Krankentransport-
wagens (KTW) oder eines Rettungswa-
gens (RTW) mit dem Transport; 

b) bei dem Einsatz eines Notarztwagens 
bzw. eines Notarzteinsatzfahrzeuges 
(NEF) und eines Notarztes mit der Be-
handlung des Notfallpatienten im Sinne 
des § 3 Abs. 1 BbgRettG ; 

c) im Falle des Missbrauchs (§ 3 Nr. 3 der 
Satzung) mit Erteilung des Einsatzauftra-
ges durch die Leitstelle an die Besatzung 
des Einsatzfahrzeuges. 

 
Die Gebühren entstehen jeweils auch dann, 
wenn es sich um einen Folgeeinsatz handelt. 

 
§ 2 

Gebührenmaßstab, Gebührensätze 
 
(1) Die Gebühr wird für die 

− Inanspruchnahme eines Einsatzfahrzeuges 
nach Art des Einsatzes 

− Inanspruchnahme eines Notarztes 

pauschal erhoben.  

Hierneben wird eine Gebühr für die von dem 
Einsatzfahrzeug einsatzbedingt zurückgelegte 
Strecke je angefangenem Kilometer erhoben. 
Erfolgt der Einsatz für mehrere Gebühren-
schuldner, wird die Gebühr anteilig erhoben. 

 
(2) Es bestehen die folgenden Gebührensätze: 

1. Für die Inanspruchnahme  

- eines Rettungswagens (RTW) für die Notfall-
rettung    643,70 € 

- eines RTW für den Krankentransport,  
wenn dafür die Ausstattung eines RTW erfor-
derlich ist    643,70 € 

- eines Notarzt-Einsatzfahrzeuges  
(NEF)    271,00 € 

- eines Notarztes    294,00 € 
- eines Notarztwagens (NAW)    937,70 € 
- eines Krankentransportwagens (KTW) 156,60 € 
- eines RTW an Stelle eines KTW    156,60 € 

 
2. Für die von dem Rettungsdienstfahrzeug 

einsatzbedingt zurückgelegte Wegstrecke 

- je angefangenem Kilometer        0,56 €. 
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§ 3 
Gebührenschuldner 

 
Gebührenschuldner ist 

1. Die mit Mitteln des Rettungsdienstes trans-
portierte Person für die Inanspruchnahme des 
KTW oder des RTW bzw. des NAW. 

2. Der von einem Notarzt behandelte Notfallpa-
tient für den Einsatz des Notarztes und des 
NEF bzw. des NAW, auch im Falle einer er-
folglosen Reanimation. 

3. Die Person, die den Rettungsdienst miss-
bräuchlich anfordert oder in Anspruch nimmt, 
das heißt, die Person, die für sich oder einen 
Dritten den Rettungsdienst anfordert, obwohl 
sie weiß oder wissen muss, dass ein rechtfer-
tigender Notfall nicht vorliegt. 

 
§ 4 

Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren,  
Abrechnung mit Krankenkassen 

 
(1) Die Gebühren werden dem Gebührenschuld-

ner gegenüber durch schriftlichen Bescheid 
festgesetzt. Sie werden 14 Tage nach Be-
kanntgabe des Bescheides fällig. 

(2) Einer Krankenkasse kann die Möglichkeit der 
Zahlung der Gebühren für ihre Versicherten 
eingeräumt werden, sofern sie sich gegenüber 
dem Landkreis Oder-Spree vorab generell zur 
vollständigen Zahlung der Gebühren für ihre 
Versicherten bereit erklärt. 

(3) Lehnt eine Krankenkasse die Zahlung der 
Gebühren ihrer Versicherten ganz oder teil-
weise ab, unterbleibt die Abrechnung nach 
Absatz 2 mit ihr und die Gebührenbescheide 
ergehen gemäß Absatz 1 an die Gebühren-
schuldner. 

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2016 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung vom 18.02.2015 außer Kraft. 
 
Beeskow, den 02.12.2015 
 
i.V Weser 
Manfred Zalenga 
Landrat des Landkreises Oder-Spree 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Gebührensatzung für den Rettungs-
dienst des Landkreises Oder-Spree wird im Amts-
blatt für den Landkreis Oder-Spree öffentlich be-
kannt gemacht. 
 

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 02.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
VI.)  Satzung über den Kostensatz für Brand-

verhütungsschauen 
 
Satzung über den Kostenersatz für Brandverhü-

tungsschauen 

Auf der Grundlage des § 45 Abs. 2 Satz 1 i. V. m. 
Abs. 4 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hil-
feleistung und den Katastrophenschutz des Landes 
Brandenburg (Brandenburgisches Brand- und Kata-
strophenschutzgesetz –BbgBKG) vom 24. Mai 2004 
(GVBl.I/04, [Nr. 09], S.197), geändert durch Artikel 
5 des Gesetzes vom 23. September 2008 
(GVBl.I/08, [Nr. 12], S.202, 206) und § 131 Abs. 1 
i. V. m. § 3 und § 28 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) 
vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], 
S.286), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32] hat der 
Kreistag des Landkreises Oder-Spree in seiner Sit-
zung am 02.12.2015 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Der Landkreis Oder-Spree ist als Brandschutz-
dienststelle für die Durchführung der Brandverhü-
tungsschau zuständig, soweit nicht die Träger des 
örtlichen Brandschutzes zuständig sind (§ 32 i. V. m. 
§ 33 BbgBKG). 

§ 2 
Kostenersatz 

(1) Für das Verfahren der Brandverhütungsschau 
durch eigenes Personal oder durch von ihm beauf-
tragte Dritte erhebt der Landkreis Kostenersatz nach 
Maßgabe dieser Satzung. 
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(2) Mit der schriftlichen Ankündigung beginnt das 
ordnungsbehördliche Verfahren der Brandverhü-
tungsschau, zudem die Vorbereitung, die Prüfung 
vor Ort, die Nachbereitung sowie die eventuell er-
forderlichen Nachschauen gehören. 

§ 3 
Kostenschuldner 

(1) Zur Zahlung der Kosten ist verpflichtet der Ei-
gentümer der baulichen Anlage, die der Brandverhü-
tungsschau unterliegt. Ist die Nutzung der baulichen 
Anlage einem Dritten übertragen worden (Nut-
zungsberechtigter) oder hat ein Dritter den Besitz 
der baulichen Anlage sonst wie erlangt (Besitzer), ist 
der Dritte anstelle des Eigentümers Kostenschuld-
ner. 

(2) Wird die Brandverhütungsschau auf Antrag eines 
Eigentümers, Besitzers oder sonstigen Nutzungsbe-
rechtigten durchgeführt, ist Kostenschuldner der An-
tragsteller. 
(3) Mehrere Kostenpflichtige haften als Gesamt-
schuldner. 

§ 4 
Kostenbemessung und Kostensatz 

(1) Der Kostenersatz für eigenes Personal des Land-
kreises wird für den tatsächlichen Aufwand des 
Landkreises erhoben. Dazu zählen die Personal- und 
Fahrtkosten. 

(2) Der Kostenersatz für die Beauftragung Dritter im 
Sinne des § 33 Abs. 2 Satz 2 BbgBKG bemisst sich 
nach den tatsächlich entstandenen Kosten. 

(3) Der Stundensatz für das eingesetzte Personal be-
trägt 47,80 Euro. Für jede angefangene halbe Stunde 
entsteht der halbe Satz. 

(4) Die Kilometerpauschale beträgt 0,33 Euro. 

(5) Der Kostenersatz wird gegenüber dem Kosten-
schuldner durch schriftlichen Bescheid festgesetzt 
und 14 Tage nach Bekanntgabe fällig. 

§ 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt am 01.01.2016 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung über den Kostenersatz für die 
Durchführung von Brandverhütungsschauen vom 
05.12.2007 außer Kraft. 
 
Beeskow, 03.12.2015 
 
i.V Weser 
Manfred Zalenga 
Landrat 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende  Satzung über den Kostenersatz für 
Brandverhütungsschauen wird im Amtsblatt für den 
Landkreis Oder-Spree öffentlich bekannt gemacht. 

Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 03.12.2015 
 
i.V Weser 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
VII.)  Beschlüsse des Kreistages vom 02.12.2015 
 
1.) ÖPNV-Investitionsplan für das Jahr 2016 des 

Landkreises Oder-Spree zur Förderung von In-
vestitionen in Infrastrukturmaßnahmen des 
ÖPNV in den Gemeinden und Städten des 
Landkreises und von Anlagen des übrigen 
ÖPNV 

(Beschluss-Nr. 048/8/2015) 

Der Kreistag beschließt entsprechend des ÖPNV-
Gesetzes vom 14.03.2014 in seiner gültigen Fassung 
und der ÖPNV-Finanzierungsverordnung 
(ÖPNVFV) des  Landes Brandenburg zuletzt 
geändert durch die vierte Verordnung zur Änderung 
der ÖPNVFV vom 28.8.2014  sowie der Änderung 
der Richtlinie des Landkreises Oder-Spree zur 
Förderung von Investitionen in Infrastruktur-
maßnahmen des ÖPNV in den Gemeinden und 
Städten des Landkreises und von Anlagen des 
übrigen ÖPNV vom 02.12.2015 und dem 
Zuwendungsbescheid des Landes Brandenburg vom 
03.08.2015 für das Jahr 2016 den ÖPNV-
Investitionsplan des Landkreises Oder-Spree für das 
Jahr 2016  (Anlage ) und beauftragt die Verwaltung 
mit der Umsetzung. 
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2.) Dokumentationszentrum Alltagskultur der 
DDR in Eisenhüttenstadt 

(Beschluss-Nr. 021/8/2015) 

Der Landkreis übernimmt die Betreibung des Do-
kumentationszentrums Alltagskultur der DDR in Ei-
senhüttenstadt ab dem 01.01.2016. 

Der Landrat wird beauftragt: 

1. eine dreiseitige Vereinbarung über den Betrieb 
des Dokumentationszentrums Alltagskultur der 
DDR in Eisenhüttenstadt zwischen dem Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kultur 
Brandenburg, dem Landkreis Oder-Spree und der 
Stadt Eisenhüttenstadt abzuschließen (Anlage 1); 

2. eine zweiseitige Vereinbarung über die Finanzie-
rung des Dokumentationszentrum Alltagskultur 
der DDR in Eisenhüttenstadt zwischen dem Mi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung und Kul-
tur Brandenburg und dem Landkreis Oder-Spree 
abzuschließen (Anlage 2); 

3. eine Vereinbarung zum Eigentumsübergang 
(Schenkung) der Sammlung an den Landkreis 
Oder-Spree zwischen der Stadt Eisenhüttenstadt 
und dem Landkreis Oder-Spree abzuschließen 
(Anlage 3). 

4. Verträge zur mietfreien Nutzung des Ausstel-
lungsgebäudes und der Depots zwischen der 
Stadt Eisenhüttenstadt und dem Landkreis Oder-
Spree abzuschließen (Anlagen 4, 5, 6). 

 
 
3.) Antrag des Trägers Future e.V. zur Aufnah-

me des Hortes "Klappstulle" in der Stadt  Er-
kner in den Bedarfsplan für Kindertagesbe-
treuung des Landkreises Oder-Spree 

(Beschluss-Nr. 029/8/2015) 

Der Kreistag beschließt die Aufnahme des Hortes  
„Klappstulle“ in Erkner in den Bedarfsplan für die 
Kindertagesbetreuung des Landkreises zum 
01.01.2016 
 
 
4.) Kinderschutzmonitoring - Jährliches Monito-

ring zu Entwicklungen und Tendenzen der 
Meldungen und der tatsächlich festgestellten 
Kindeswohlgefährdungen im Landkreis O-
der-Spree (Berichtszeitraum 2014) 

(Beschluss-Nr. 040/8/2015) 

Der Kreistag beschließt das “Kinderschutzmonito-
ring 2014“ als Fortschreibung der Kinder-
schutzberichterstattung im Landkreis Oder-Spree. 
 
 
 
 

5.) Grundsatz- und Baubeschluss zur Vorberei-
tung und Durchführung des grundhaften 
Ausbaus der K 6746, Abschnitt 10 - Orts-
durchfahrt Selchow 

(Beschluss-Nr. 043/8/2015) 

Der Kreistag beauftragt die Verwaltung mit der wei-
teren planerischen Vorbereitung und baulichen Rea-
lisierung des Ausbaus der K 6746, Abschnitt 10 der 
Ortsdurchfahrt Selchow, Baulänge 1.052 m.  
Die Beschlussfassung erfolgt vorbehaltlich der För-
dermittelbereitstellung durch den Landes-betriebs 
Straßenwesen, Niederlassung Ost. 
 
 
6.) Beschlussfassung über den geprüften Jahres-

abschluss des Landkreises Oder-Spree für das 
Haushaltsjahr 2013 

(Beschluss-Nr. 045/8/2015) 

Der Kreistag beschließt den geprüften Jahresab-
schluss des Landkreises Oder–Spree für das Haus-
haltsjahr 2013. 
 
 
7.) Beschlussfassung über die Entlastung des 

Landrates des Landkreises Oder-Spree für 
das Haushaltsjahr 2013 

(Beschluss-Nr. 046/8/2015) 

Der Kreistag beschließt, den Landrat des 
Landkreises Oder-Spree für das Haushaltsjahr 2013 
zu entlasten 
 
 
8.) Baubeschluss zum weiteren Um- und Ausbau 

des Carl-Bechstein-Gymnasiums Erkner 

(Beschluss-Nr. 049/8/2015) 

Der Kreistag beauftragt die Verwaltung mit der Fort-
führung der Vorbereitung und Durchführung der 
Erweiterung des Carl-Bechstein-Gymnasiums" Neu 
Zittauer Straße 1 - 2 in Erkner. 
 
 
9.) Grundsatzbeschluss für die Nutzungsände-

rung zweier Industriehallen in Fürstenwalde 
(Odersun-Hallen) zu Verwaltungszwecken 

(Beschluss-Nr. 050/8/2015) 

Der Kreistag beschließt, die Verwaltung mit der 
Weiterführung der Planung für die Nutzungsände-
rung der ehemaligen Odersun-Industriehallen, Lise-
Meitner-Str. 11, 15517 Fürstenwalde, für Verwal-
tungszwecke zu beauftragen. 
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10.) Grundsatz- und Baubeschluss für die Sanie-
rung der Unterrichtsräume einschließlich 
Akustik des Geschwister-Scholl-
Gymnasiums in der Frankfurter Str. 70 in 
15517 Fürstenwalde 

(Beschluss-Nr. 051/8/2015) 

Der Kreistag beauftragt, die Verwaltung mit der 
Vorbereitung und Durchführung der Sanierung der 
Unterrichtsräume einschließlich Akustik des Ge-
schwister-Scholl-Gymnasiums in der Frankfurter 
Str. 70, in 15517 Fürstenwalde/Spree 
 
 
11.) Grundsatz- und Baubeschluss zur Herrich-

tung der Außenanlagen einschließlich der 
Regen- und Schmutzwasser (RW/SW)-
Leitungen an der Förderschule mit sonderpä-
dagogischem Schwerpunkt Lernen "Am 
Rund" in Erkner 

(Beschluss-Nr. 052/8/2015) 

Der Kreistag fasst den Grundsatz- und Baubeschluss  
zur Herrichtung der Außenanlagen einschließlich der 
RW/SW-Leitungen an der Förderschule mit sonder-
pädagogischem Schwerpunkt „Lernen“ Am Rund in 
15537 Erkner. 
 
 
12.) Bewilligung von über- und außerplanmäßi-

gen Aufwendungen für die Unterbringung 
und Betreuung von Asylbewer-
bern/Flüchtlingen 

(Beschluss-Nr. 058/8/2015) 

Der Kreistag nimmt die durch den Kämmerer bewil-
ligten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
für die Unterbringung und Betreuung von Asylbe-
werbern/Flüchtlingen zur Kenntnis und bestätigt die 
gemäß § 5, Punkt 3.1. der Haushaltssatzung bewil-
ligten erheblichen Mehraufwendungen. 
 
 
13.) Veränderungen in den Ausschüssen 

(Beschluss-Nr. ohne/8/2015) 

Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree beruft 
folgende sachkundige Bürger , vorgeschlagen von 
der Fraktion BVB/Freie Wähler: 
 
Ausschuss für Soziales und Gesundheit 
Herr Mario Tamme 

Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport 
Frau Sylvia Mazur 

Ausschuss für Bauen, Umwelt und Verkehr 
Herr Herbert Bothe 

Ausschuss für Haushalt und Finanzen 
Herr Dieter Arnold 

 
14.) Ausbau von Photovoltaik, Solarthermie und 

Gründächern im Landkreis Oder-Spree 

(Beschluss-Nr. 9/B90/Die Grünen/8/2015) 

Der Kreistag beschließt den Ausbau von Photovolta-
ik und bei Bedarf Solarthermie mit den dazuge-
hörenden Energiespeichern im Landkreis Oder-
Spree auf seinen zukünftig zu bauenden und derzeit 
noch ungeplanten kommunalen Gebäuden.   

Liegt eine negative Wirtschaftlichkeitsberechnung 
für die Solaranlage vor, ist diese mit dem Baube-
schluss dem Bauausschuss vorzulegen. In diesem 
Fall sollte bei Dachneigungen von 0° bis 30° ein 
Gründach zum Einsatz kommen.  

Optional kann eine Kombination aus Dachbegrü-
nung und Solaranlage als ökologischste Form der 
Dachnutzung erfolgen.  
 
 
 
15.) Unterbringung aus der Erstaufnahme 

zugewiesener Personen in Wohnungen 

(Beschluss-Nr. 11/DIE LINKE/8/2015) 

1. Der Landrat wird beauftragt, die personelle 
Ausstattung der für die Bearbeitung der mit der 
Unterbringung von zugewiesenen Asylbewer-
bern in Wohnungen beauftragten Struktur zu 
sichern und vorübergehend personell im not-
wendigen Umfang. 

2. Die Auswirkungen dieser Maßnahme im Stel-
lenplan und im Kreishaushalt sind bei der Vor-
bereitung der Entscheidungen des Kreistages 
für das Jahr 2016 zu berücksichtigen. 
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B.) Bekanntmachungen des Landrates als untere Landesbehörde 
 
I.)  Allgemeinverfügung zur Anordnung eines 

Fischfangverbotes auf den Strecken ober- 
und unterhalb des Fischweges „Große 
Tränke“ in Fürstenwalde (Spree) 

 
Allgemeinverfügung zur Anordnung eines Fisch-
fangverbotes auf den Strecken ober- und unter-
halb des Fischweges „Große Tränke“ in Fürs-
tenwalde (Spree) 
 
Auf der Grundlage des § 30 Abs. 7 des Fischereige-
setzes für das Land Brandenburg (BbgFischG) vom 
13. Mai 1993 (GVBl.I/93, [Nr. 12], S.178), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 
2010 (GVBl.I/10, [Nr. 28]), und des § 1 Abs. 1 
Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Bran-
denburg (VwVfGBbG) vom 07. Juli 2009 (GVBl. 
I/09 Nr. 12 S.262, 264), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I/14, 
[Nr. 32]) i. V. m. §§ 35 S. 2 Alt. 1 und 41 Abs. 3 S. 
2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) vom 23. 
Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl. I S. 2749), erlässt der Landrat des Land-
kreises Oder-Spree nachfolgende Verfügung. 
 
1. Für die Strecken ober- und unterhalb des 

Fischweges „Große Tränke“ in Fürstenwalde 
(Spree) wird ein ganzjähriges und unbefristetes 
Fischfangverbot festgesetzt.  

2. Das Fischfangverbot beginnt flussabwärts 100 
m vor der Wehranlage und endet flussaufwärts 
100 m nach der Wehranlage innerhalb des 
Flurstückes 84, Flur 33, in der Gemarkung 
Fürstenwalde/Spree. Die räumliche Ausdeh-
nung des Fischfangverbotes ist in der Anlage 
rot markiert. 

3. Die sofortige Vollziehung der Ziffern 1 und 2 
wird angeordnet. 

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach 
der öffentlichen Bekanntgabe in Kraft. 
 

Begründung: 
 
Der Landkreises Oder-Spree nimmt die Aufgabe 
der unteren Fischereibehörde als Pflichtaufgabe zur 
Erfüllung nach Weisung wahr. Ihm obliegt die Ein-
haltung und Umsetzung der einschlägigen fischerei-
rechtlichen Vorschriften wie dem Fischereigesetz 
für das Land Brandenburg (BbgFischG). 

2007 wurde der Fischweg „Große Tränke“ in Fürs-
tenwalde (Spree) in Form eines Umgehungsgerin-
nes in Betrieb genommen. Der Fischweg ist ganz-
jährig geöffnet und dient der ökologischen Vernet-
zung des Oder-Spree-Kanals, sowie der Fürsten-
walder Spree mit der Müggelspree. 
Gemäß § 30 Abs. 7 BbgFischG ist in Fischwegen  

 
jeglicher Fischfang verboten. Während der Zeit, in 
der der Fischweg geöffnet sein muss, ist der Fisch-
fang gemäß § 30 Abs. 7 Satz 2 BbgFischG auch auf 
den Strecken ober- und unterhalb des Fischweges 
verboten. Die Ausdehnung der Strecken bestimmt 
nach § 30 Abs. 7 Satz 3 die untere Fischereibehör-
de. 

Die ökologische Durchgängigkeit eines Fließge-
wässersystems sowohl stromauf als auch stromab 
bis in die Nebengewässer hinein ist neben einer na-
türlichen Gewässermorphologie, Sedimentbeschaf-
fenheit, guten Wasserqualität und einem natürlichen 
Wasserhaushalt eine wesentliche Voraussetzung für 
eine gewässertypische Ausbildung der Fischge-
meinschaften in unseren Bächen, Flüssen und 
Strömen. Nur bei gegebener ökologischer Durch-
gängigkeit sind die Fische in der Lage, ihre artspe-
zifischen Laichplätze, Nahrungsgründe, Unterstän-
de, Sommer- oder Winterlager aufzusuchen und 
sich an die im Jahresverlauf stark ändernden Um-
weltbedingungen jeweils anzupassen. (Quelle: Lan-
deskonzept zur ökologischen Durchgängigkeit der 
Fließgewässer Brandenburgs (Teil II) vom Institut 
für Binnenfischerei e.V. (IFB) Potsdam-Sacrow) 

Da bisher eine solche Regelung nicht getroffen 
wurde, sind in der Vergangenheit vermehrt Angler 
im Bereich ober- und unterhalb des Fischweges 
festgestellt worden. Dies beeinträchtigt jedoch das 
ungehinderte Auffinden und Passieren des Fisch-
wechsels, welcher durch den Fischweg sicherge-
stellt werden soll.  

Der Erlass eines ganzjährigen und unbefristeten 
Fischfangverbotes ist dementsprechend für den un-
gehinderten Fischwechsel im Bereich „Große Trän-
ke“ in Fürstenwalde (Spree) notwendig. 

Die Ausdehnung der Strecken beginnt flussabwärts 
100 m vor der Wehranlage und endet flussaufwärts 
100 m nach der Wehranlage innerhalb des Flurstü-
ckes 84, Flur 33, in der Gemarkung Fürstenwal-
de/Spree. Diese Ausdehnung ergibt sich aufgrund 
der örtlichen Gegebenheiten und stellt das Min-
destmaß für einen ungehinderten Fischwechsel dar. 

Bei der Länge der geschonten Strecke wird berück-
sichtigt, dass die Fische nicht nur im Rahmen der 
Reproduktion wandern (Laichwanderung), sondern 
sehr häufig auch die Fischwanderhilfe auf der Su-
che nach neuen Nahrungsgründen oder Einständen 
passieren und in dieser Zeit auch Nahrung aufneh-
men. Dabei kommt es unterhalb von Fischwander-
hilfen zu Konzentrationen von Fischen, die auf ge-
eignete Bedingungen (Lichtverhältnisse, Wasser-
stände, Abflüsse) zum Passieren der Fischwander-
hilfe warten. Oberhalb der Fischwanderhilfe ist den 
Fischen nach der Passage eine ausreichend lange 
Erholungsphase zu sichern. 

Sowohl das Land Brandenburg, vertreten durch das 
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Landesamt für Ländliche Entwicklung, Landwirt-
schaft und Flurneuordnung Frankfurt (Oder), Refe-
rat 44, Fachgebiet Fischerei, als Inhaber der be-
troffenen Fischereirechte, als auch  die Pächter der 
Fischereirechte Bernd Lupe und Volker Mandrek, 
sowie der Landesanglerverband Brandenburg e. V., 
haben keine Einwände gegen die Anordnung des 
Fischfangverbotes geäußert. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung ist im 
überwiegenden öffentlichen Interesse aus den o. g. 
Gründen gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO geboten. 
Das allgemeine Interesse überwiegt dem Interesse 
des einzelnen Gewässernutzers. Der Anordnung der 
sofortigen Vollziehung stehen auch keine gleich- 
oder höherwertigen Interessen entgegen.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Widerspruch beim Landrat 
des Landkreises Oder-Spree, Breitscheidstraße 7, 
15848 Beeskow, schriftlich, in elektronischer Form 
oder zur Niederschrift erhoben werden. Falls der 
Widerspruch in elektronischer Form eingelegt wird, 
ist das elektronische Dokument mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur im Sinne des Signa-
turgesetzes zu versehen. Er ist unter der E-Mail-
Adresse vps@l-os.de einzureichen. Bei der Ver-
wendung der elektronischen Form sind besondere 
technische Rahmenbedingungen zu beachten, die 
unter www.landkreis-oder-spree.de unter dem Me-
nüpunkt Impressum abrufbar sind." 
 
Hinweise: 
 
1. Ein Widerspruch gegen die Maßnahmen 1. und 

2. hat keine aufschiebende Wirkung. Das Ver-
waltungsgericht Frankfurt (Oder) kann gemäß 
§ 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) auf Antrag die aufschiebende Wir-
kung des Widerspruchs ganz oder teilweise 
wiederherstellen. 

2. Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlun-
gen gegen das Fischfangverbot können gemäß 
§ 40 Abs. 1 Nr. 19 BbgFischG als Ordnungs-
widrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden. 

 
 
Manfred Zalenga 
Landrat 
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C.) Bekanntmachungen anderer Stellen  
 
I.)  Öffentliche Bekanntmachung der Regiona-

len Planungsgemeinschaft Oderland-Spree  
Förmliche Beteiligung zum 2. Entwurf des 
sachlichen Teilregionalplanes „Windenergie-
nutzung“ 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

über die förmliche Beteiligung zum 2. Entwurf 
des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienutzung“ 

der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree  
 

Bekanntmachung  
der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree  

vom 07.12.2015 
 
Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree billigte in ihrer 3. Sitzung/6. Amts-
zeit am 09.11.2015 mit Beschluss-Nr. 15/03/14 den 2. Entwurf des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienut-
zung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree mit Begründung und den 2. Entwurf des Umweltberichts 
im Ergebnis des Beteiligungsverfahrens zum 1. Entwurf 2012.  

Gleichzeitig wurde der Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der in ihren Belangen berührten öffentlichen 
Stellen gemäß § 10 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes in Verbindung mit § 2 Absatz 3 des Gesetzes zur Regionalpla-
nung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Februar 2012 (GVBl. I 
Nr. 13), geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. Februar 2014 (GVBl. I Nr. 7) gefasst. 

Der 2. Planentwurf des Sachlichen Teilregionalplanes „Windenergienutzung“ der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Oderland-Spree mit seiner Begründung und der zugehörige Umweltbericht liegen vom  
 

01. Februar 2016 bis 31. März 2016 
 
bei folgenden Stellen während der jeweiligen Dienstzeiten für jedermann zur Einsicht aus: 
 
Ort der öffentlichen Auslegung Dienststunden 
Regionale Planungsgemein-
schaft Oderland-Spree  
 

Regionale Planungsstelle 
Oderland-Spree 
Berliner Straße 30 
Rathaus, Raum 300  
15848 Beeskow 
Telefon: 03366/422 31 
 

Montag und Mittwoch 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Dienstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
Donnerstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 
09:00 - 12:00 Uhr 

Stadt Frankfurt (Oder)  
 

Stadtverwaltung Frankfurt (Oder) 
Dezernat Stadtentwicklung, Bauen, Um-
weltschutz und Kultur 
Bauamt  
Goepelstraße 38  
Stadthaus, Haus 1, 1.OG,  
Raum 1.421 
15234 Frankfurt (Oder) 
Telefon: 0335/552 6107 

Montag und Mittwoch 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Dienstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
Donnerstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 
09:00 - 12:00 Uhr 

Landkreis Märkisch-Oderland  
 

Kreisverwaltung Märkisch-Oderland 
Fachbereich I 
Wirtschaftsamt 
Puschkinplatz 12 
Raum A-105 
15306 Seelow 
Telefon: 03346/850 7601 
 

Montag und Mittwoch 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Dienstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
Donnerstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 
09:00 - 12:00 Uhr 
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Landkreis Oder-Spree  
 

Kreisverwaltung Oder-Spree 
Dezernat III Kreisentwicklung, Umwelt 
und Bauwesen 
Amt für Kreisentwicklung 
Breitscheidstraße 07 
Haus B, Raum B 124 
15848 Beeskow 
Telefon: 03366/35 1610, 35 1615 
 

Montag und Mittwoch 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Dienstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 18:00 Uhr 
Donnerstag 
09:00 - 12:00 Uhr und 13:00 - 16:00 Uhr 
Freitag 
09:00 - 12:00 Uhr 

 
Zusätzlich sind der 2. Planentwurf mit seiner Begründung und der zugehörige Umweltbericht mit Beginn der öffentli-
chen Auslegung auch im Internet auf der Homepage der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree unter 
www.rpg-oderland-spree.de einsehbar. 

Während der Zeit vom 01. Februar bis zum 30. April 2016 können Stellungnahmen zum 2. Planentwurf und zum zu-
gehörigen Umweltbericht abgegeben werden.  
Diese sind in schriftlicher Form zu richten an die  

Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
Regionale Planungsstelle 
Berliner Straße 30 
15848 Beeskow  

Alternativ und ergänzend (zur Vereinfachung des Verfahrens) können Stellungnahmen auch auf dem elektronischen 
Weg an: windplan@rpg-oderland-spree.de. abgegeben werden. 

Bei Einwendungen, die von mehreren Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Einwendungen) ist auf jeder mit Unterschriften versehenen 
Seite ein Unterzeichner mit Namen und Anschrift (in Druckschrift) als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeich-
nen. Der Vertreter hat durch Unterzeichnen sein Einverständnis zu bekunden. 

Gleichförmige Einwendungen, welche die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift 
versehenen Seite enthalten oder als Vertreter nicht eine natürliche Person benennen, bleiben unberücksichtigt. Ebenso 
können gleichförmige Einwendungen ebenfalls unberücksichtigt bleiben, wenn Unterzeichner ihre Namen oder ihre 
Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben. 
 
Beeskow, den 07.12.2015 

Gernot Schmidt 
Vorsitzender der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland-Spree 
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